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Fürbitte für die 2. Tagung der 8. Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 11145 Az. 11-1-2-1 Düsseldori, 15. April 1996 

In der Zeit vom 13. bis 16. Juni 1996 findet im Evangelischen 
Johannesstift in Berlin-Spandau die 2. Tagung der 8. Synode 
der Evangelischen Kirche der Union statt. Das theologische 
Thema lautet: "Der Dienst der öffentlichen Wortverkündigung 
in einer missionarischen Situation." 

Unter Hinweis auf Artikel 14 Absatz 4 der Ordnung der Evan­
gelischen Kirche der Union bitten wir, die Gemeinden zu ver­
anlassen, dieser Tagung der Synode der Evangelischen Kir­
che der Union in ihren Gottesdiensten fürbittend zu geden­
ken. 

Das landeskirchenamt 

Pfingstbotschaft 
der Präsidentinnen und Präsidenten 

des Ökumenischen Rates der Kirchen 

Nr. 12788 Az. 12-10-2-2 Düsseldori, 8. Mai 1996 

Nachstehend veröffentlichen wir die diesjährige Pfingstbot­
schaft der Präsidentinnen und Präsidenten des Ökumeni­
schen Rates der Kirchen. Wir bitten, die Botschaft zu Pfing­
sten in den Gottesdiensten der Gemeinden zu verlesen oder 
auf andere Weise bekanntzumachen. 

Das Landeskirchenamt 
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Pfingsten 1996 
Eine Botschaft der Präsidentinnen und Präsidenten 

des Ökumenischen Rates der Kirchen. 

Gnade und Frieden von Gott, unserem Vater, und von unse-

Kirchensteuerbeschlüsse 
hier: Generelle Anerkennung der Beschlüsse 

für das Haushaltsjahr 1996 

rem Herrn Jesus Christus. Nr. 28673 111 Az.: 14-8-1-1 Düsseldorf, 10. April 1996 
Am Pfingsttag waren die Apostel und eine Gruppe von Frau-
en, darunter Maria, die Mutter Jesu, alle an einem Ort in Jeru­
salem versammelt. 
Plötzlich vernahmen sie einen Lärm wie von einem gewalti­
gen, brausenden Wind. Und ihnen erschienen wie Feuerzun­
gen, und sie setzten sich auf einen jeden von ihnen. Und sie 
wurden alle erfüllt von dem heiligen Geist. 
Zu Pfingsten 1996 werden sich Gemeinden des Volkes Gottes 
an vielen Orten auf der ganzen Welt versammeln und Dank 
sagen für die großen Dinge, die Gott getan hat und weiterhin 
tut, denn der heilige Geist nimmt auch unser Leben, um es in 
die Gemeinschaft des Geistes einzugliedern. 
Das Entstehen einer neuen Gemeinschaft mit dem Pfingster­
eignis wie auch seither das Entstehen neuer Gemeinschaften 
als Zeugen der ständigen Gegenwart des Geistes stellen eine 
gottgegebene Wirklichkeit dar. Die Erfahrung des Geistes ist 
verbunden mit der Erfahrung von Gemeinschaft, die im Geist 
mit Christus und miteinander verbunden sind. 
In Jerusalem weilten einst Pilger aus der ganzen damals 
bekannten Welt: Parther, Meder und Elamiter, Einwanderer 
aus Rom, Kreter und Araber. Sie waren einander fremd und 
kannten einer des anderen Lebenserfahrungen, Geschichte, 
Heimat und selbst Sprache nicht. 
Durch das Hereinbrechen des Geistes in diese komplexe 
Situation konnten sie jedoch hören und sehen, daß sie alle ein­
geladen waren, Teil einer Gemeinschaft des Glaubens zu wer­
den, ohne daß ihnen das Unmögliche abverlangt wurde: ihre 
Lebenserfahrungen zu vergessen, ihre Heimat zu verlassen 
und ihre Traditionen aufzugeben. In ihrer eigenen Sprache hör­
ten sie - und verstanden sie - die frohe Botschaft von der Auf­
erstehung Christi. Verwundert und verwirrt hörten und verstan­
den sie die frohe Botschaft, daß Gott treu ist und einen jeden 
in die Gemeinschaft des Auferstehungsglaubens ruft - selbst 
wenn der Turm von Babel noch immer steht, selbst wenn sie 
einander in vielerlei Hinsicht auch weiterhin fremd bleiben wer­
den, selbst wenn es ihnen weiterhin schwerfallen wird, anzuer­
kennen, daß voneinander Verschiedenes als ein Zeichen der 
Gegenwart des Geistes miteinander verbunden ist. 
Laßt uns daher an diesem Pfingsttag beten: 
Komm, heiliger Geist, komm. 
Tröste, läutere und erneuere deine Kirchen. 
Mach unsere Wege gottgefällig, 
auf daß die Gemeinschaft, die wir bilden, 
in Wort und Tat Zeugin deiner Gegenwart sein kann, 
und daß dieses Zeugnis ausreichend ist, 
damit Frauen und Männer überall 
wissen können, daß du Gott bist, 
Spender und zugleich Gabe des neuen Lebens. 

Die Präsidentinnen und Präsidenten des Ökumenischen 
Rates der Kirchen: 

Professor Dr. Anna Marie Aagaard, Hojbjerg, Dänemark 
Bischof Vinton Anderson, St. Louis, USA 
Bischof Leslie Boseto, Boeboe Village, Choiseul Bay, Salomonen 
Frau Priyanka Mendis, Idama, Sri Lanka 
Patriarch Parthenios, Alexandria, Ägypten 
Pfarrerin Eunice Santana, Arecibo, Puerto Rico 
Papst Shenouda 111., Kairo, Ägypten 
Dr. Aaron Tolen, Yaounde, Kamerun 

Nachstehend geben wir die staatliche Anerkennung der Kir­
chensteuerbeschlüsse für das Haushaltsjahr 1996 bekannt: 

1. Nordrhein-Westfalen 

Ministerium für Stadtent­
wicklung, Kultur und Sport 

Düsseldorf, 9. Januar 1996 
und 22. Februar 1996 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Az..1II B 2-12.3 Nr. 21/96 

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen erkenne ich gemäß § 16 Abs 1, § 17 
Abs. 2 Satz 2 KiStG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der 
KiStGDVO für die Erhebung der Kirchensteuern durch die 
Kirchengemeinden im Steuerjahr 1996 folgende Steuer­
sätze generell an: 

a) für die Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommen­
steuer und Lohnsteuer in Höhe von 9 v. H. 
Dies gilt auch in den Fällen der Pauschalierung der 
Lohnsteuer. Die bisher geltenden Ermäßigungen der 
Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung der 
Lohnsteuer (Gemeinsamer Erlaß der obersten Finanz­
behörden der Länder vom 10. September 1990 Bun­
dessteuerblatt Teil I, S. 773 ff.: Der Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen - S 2447 - 11 - VB6 -) 
gelten für 1996 fort. 

b) Für die Kirchensteuer als Zuschlag zu den Grundsteu­
ermeßbeträgen 20 v. H. zu den Grundsteuermeßbeträ­
gen A. 

c} Für das Kirchengeld bis zu DM 24,00 als festes Kirch-
geld und bis zu DM 60,00 als gestaffeltes Kirchgeld. 

Soweit die Kirchensteuerbeschlüsse der Kirchengemein­
den sich im Rahmen dieser Steuersätze halten, gelten sie 
gemäß § 17 Abs. 2 KiStG als anerkannt. 

2. Rheinland-Pfalz 

Ministerium für Kultur, 
Jugend, Familie und Frauen 
Rheinland-Pfalz 
Az.. 924 A 54 202/51 

Mainz, 3. November 1995 
und 21. März 1996 

Im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen erkennen 
wir für das Kalenderjahr 1996 gemäß § 3 Abs. 1 Satz 4 
KiStG die Kirchensteuerbeschlüsse der einzelnen Kirchen­
gemeinden der Evangelischen Kirche im Rheinland (rhein­
land-pfälzischer Teil) an, sofern folgende Hebesätze nicht 
überschritten werden: 

1. Kirchensteuer vom Einkommen als Zuschlag zur Ein­
kommensteuer und Lohnsteuer mit einem Hebesatz 
von 9 Prozent. Dies gilt auch in den Fällen der Pau­
schalierung der Lohnsteuer. Die bisher geltenden 
Ermäßigungen der Kirchensteuer in den Fällen der 
Pauschalierung der Lohnsteuer (Gemeinsamer Erlaß 
der obersten Finanzbehörden der Länder vom 10. 
September 1990 Bundessteuerblatt Teil I, S. 773 ff.: 
Rheinland-Pfalz, Ministerium der Finanzen - S 2447 A-
442-) gelten für 1996 fort. 

2. Kirchensteuer vom Grundbesitz mit einem Hebesatz 
von 25 Prozent der Grundsteuermeßbeträge, 
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3. ein gestaffeltes Kirchgeld von DM 3,00 bis DM 60,00 
oder ein festes Kirchgeld bis zu DM 24,oojährlich. 

Sofern Kirchengemeinden höhere Kirchensteuern nach 
Ziffer 2 und 3 erheben wollen, bedarf es hierzu einer Ein­
zelanerkennung durch die zuständige Bezirksregierung (§ 
3 Abs. 1 KiStG). Oie Kirchensteuerbeschlüsse sind mit 
Begründung in genügender Anzahl einzureichen. 

3. Hessen 

Aufgrund des Art. 17 des Staatsvertrages vom 18. 2. 1960 
und des Schlußprotokolls zu Art. 17 in Verbindung mit 
dem Genehmigungsbeschluß des Hessischen Ministers 
für Erziehung und Volksbildung vom 10. April 1958 -
VI/5-873/6-58 - und des Erlasses des Hessischen Mini­
sters für Erziehung und Volksbildung vom 29. April 1958 -
VI/5-873/6/0-58 - und der Schreiben des Hessischen Kul­
tusministeriums vom 9. 10. 1995 und vom 22. 2. 1996, 
VI A 6.1-873/6/4-3-13 gelten für das Haushaltsjahr 1996 
folgende Steuersätze als genehmigt. 

1. Kirchensteuer vom Einkommen als Zuschlag zur 
Einkommensteuer und Lohnsteuer mit einem Hebesatz 
von 9 vom Hundert. Dies gilt auch in den Fällen der 
Pauschalierung der Lohnsteuer. Oie bisher geltenden 
Ermäßigungen der Kirchensteuer in den Fällen der 
Pauschalierung der Lohnsteuer (Gemeinsamer Erlaß 
der obersten Finanzbehörden der Länder vom 10. 
September 1990 Bundessteuerblatt Teil I, S. 773 ff.: 
Hessisches Ministerium der Finanzen - S 2444 A-711 B 
2a -) gelten für 1996 fort. 

2. Kirchensteuer vom Grundbesitz als Zuschlag zu den 
Grundsteuermeßbeträgen A mit einem Hebesatz von 
20 vom Hundert. 

3. Kirchgeld bis zu DM 12,00 als festes und von DM 
6,00 bis DM 30,00 ais gestaffeltes Kirchgeld. 

Steuerbeschlüsse, die über die genannten Sätze hinaus­
gehen, bedürfen der Genehmigung im Einzelfall. Oie Ge­
nehmigung ist unter Vorlage des Haushaltsplanes nach 
Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde beim 
zuständigen Regierungspräsidenten zu beantragen. 

4. Saarland 

Ministerium für 
Wirtschaft und Finanzen 
und 

Saarbrücken, 9. Oktober 1995 

Ministerium für Bildung, Kultur 
und Wissenschaft 
Az. A - 3.0110.22 

Auf Antrag der Evangelischen Kirche im Rheinland vom 
27. September 1995 werden gemäß § 17 Abs. 2 Saarlän­
disches Kirchensteuergesetz vom 1. Juni 1977 (Amtsbl. S. 
599) für die Erhebung der Kirchensteuern durch die Kir­
chengemeinden im saarländischen Bereich der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland für das Steuerjahr 1996 folgen­
de Ortskirchensteuersätze generell anerkannt: 

1. Kirchensteuer vom Einkommen ein Zuschlag in Höhe 
von 9 vom Hundert der Einkommensteuer und Lohn­
steuer. Dies gilt auch in den Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer. Die bisher geltenden Ermäßigungen 
der Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung der 
Lohnsteuer (Gemeinsamer Erlaß der obersten Finanz­
behörden der Länder vom 10. September 1990 Bun­
dessteuerblatt Teil I, S. 773 ff.: Saarland, Ministerium 
der Finanzen B/II-423/90-S 2447 A) gelten für 1996 
fort. 

2. Kirchensteuer vom Grundbesitz ein Satz von 25 v. H. 
der Grundsteuermeßbeträge des land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögens (Grundsteuer A), 

3. ein gestaffeltes Kirchgeld von 3,00 DM bis 60,00 DM 
oder ein festes Kirchgeld bis zu DM 24,00 jährlich. 

Das Landeskirchenamt 

Vereinbarung 
zwischen 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
und 

dem Erzbistum Köln sowie den Bistümern 
Aachen, Essen, Münster und Trier 

zur 
gegenseitigen Anerkennung 

der Taufe 

Nr. 10726 Az. 12-2-2 Düsseldorf, 26. März 1996 

Präambel 

Ausgehend von den Beschlüssen der Landessynode 1993 der 
Evangelischen Kirche im Rheinland' und unter Bezugnahme auf 
die Empfehlung des Direktoriums zur Ausführung der Prinzipien 
und Normen über den Ökumenismus des Päpstlichen Rates 
zur Förderung der Einheit der Christen vom 25. März 19932 

haben das Erzbistum Köln und die Bistümer Aachen, Essen, 
Münster und Trier sowie die Evangelische Kirche im Rheinland 
durch ihre Vertreter folgenden Text erarbeitet. 

Berücksichtigt wurden dabei vor allem die Canones 849 bis 
878 des Codex des kanonischen Rechtes (CIG) und die Arti­
kel 31 bis 39b der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche 
im Rheinland sowie die entsprechenden liturgischen Bücher 
bzw. die Agende. Hinzugezogen wurden die Konvergenzer­
klärungen der Kommission für Glauben und Kirchenverfas­
sung des Ökumenischen Rates der Kirchen "Taufe, Euchari­
stie und Amt"3 (Uma 1982) sowie die offiziellen Stellungnah­
men unserer Kirchen4 zu diesem Dokument. 

Absicht dieser Übereinkunft ist, die in Christus gegebene Ein­
heit in der Taufe deutlicher zum Ausdruck zu bringen und 
Unstimmigkeiten über den gültigen Vollzug der Taufe in 
Zukunft möglichst auszuschließen. Deshalb treffen die Evan­
gelische Kirche im Rheinland und das Erzbistum Köln sowie 
die Bistümer Aachen, Essen, Münster und Trier zur gegensei­
tigen Anerkennung der Taufe folgende Vereinbarung: 

Beschluß Nr. 91 bis 93, in: Evangelische Kirche im Rheinland, 
Landessynode 1993. Beschlüsse vom 12. Januar 1993, S. 61-74: 
a) Erklärung der landessynode der Evangelischen Kirche im 

Rheinland über das Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche 
und zu anderen Kirchen.; 

b) "Ein Herr, ein Glaube, eine Taufe" - Zur ökumenischen Bedeu­
tung der Taufe; 

c) "lehrverurteilungen - kirchentrennend?" 
2 Nr. 93 und 94, in: Päpstlicher Rat zur Förderung der Einheit der 

Christen, Qirektorium zur Ausführung der Prinzipien und Normen 
über den Okumenismus vom 25. 3. 1993 = Verlautbarungen des 
Apostolischen Stuhls Nr. 110, S. 57 (Direktorium) 

3 Taufe, Eucharistie und Amt. Konvergenzerklärung~!1 der Kommis­
sion für Glauben und Kirchenverfassung des Okumenischen 
Rates der Kirchen (Frankfurt, Paderborn, 10/1985) (= Uma) 

4 Eine katholische Stellungnahme zu den Konvergenzerklärul]gen 
der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung des Oku­
menischen Rates der Kirchen vom 21.7.1987 = Verlautbarungen 
des Apostolischen Stuhls Nr. 79; Stellungnahme der Landessyn­
ode 1985, in: Verhandlungen der rheinischen landessynode 1985 
(Düsseldorf 1985) S. 156-163 
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Theologische Grundlegung 

Es ist gemeinsame Auffassung beider Kirchen: 

1. Die Taufe hat ihr Vorbild in Jesu eigener Taufe durch Jo­
hannes, sie schöpft ihre Kraft aus Tod und Auferstehung 
Jesu sowie aus der Sendung des Geistes. Sie wird vollzo­
gen im Auftrag und in der Vollmacht des auferstandenen 
und erhöhten Herrn5• 

2. Im Sakrament der Taufe handelt der dreieinige Gott am 
Menschen: der Täufling wird in Tod und Auferstehung 
Jesu hineingenommene. In diesem Geschehen wird ihm 
die Befreiung von aller Schuld zuteiF. Die Taufe schenkt 
Rechtfertigung und Neuschöpfung des Menschen". Denn 
sie gibt Anteil am neuen Leben Jesu Christi. Sie ist Gabe 
des Heiligen Geistes und Antwort des Menschen auf die­
ses Geschenk, das von ihm im Glauben ergriffen wird. Sie 
führt die Getauften in die Gemeinschaft mit dem dreieini­
gen Gott und stiftet Gemeinschaft untereinander. 

3. Die Taufe gliedert den Getauften in den Christusleib, die 
Kirche, ein. Darum ist die Taufe "ein grundlegendes Band 
der Einheit"'° zwischen allen, die durch sie wiedergeboren 
sind. Als Anfang und Ausgangspunkt des Christseins ist 
sie hingeordnet auf das einmütige Bekenntnis des Glau­
bens" und auf die eucharistische Gemeinschaft im Her­
renmahp2. "Daher ist unsere eine Taufe in Christus ein Ruf 
an die Kirchen, ihre Trennungen zu überwinden und ihre 
Gemeinschaft sichtbar zu manifestieren"'3. 

4. Die Taufe als grundlegende Gnadenzusage Gottes ist 
unwiederholbar. Sie kann auch nicht ungeschehen ge­
macht werden. Sie ist der von Gott eröffnete Weg in die 
Gemeinschaft des Heils. 

5. Taufe und Glaube gehören zusammen. Deshalb geht seit 
altkirchlicher Zeit der Taufe von Erwachsenen eine längere 
Zeit der Einführung in den Glauben und in das Leben aus 
dem Glauben voraus (Katechumenat). Die Taufe erfolgt 
also gemäß der im Neuen Testament bezeugten Praxis im 
Anschluß an das Bekenntnis des Glaubens. Die Kinder­
taufe, seit früher Zeit bezeugt, ist theologisch darin 
begründet, daß Gott seine Gnade frei und unverdient, 
unabhängig von menschlichen Vorleistungen allen 
schenkt. Kirche, Eltern und Paten tragen gemeinsam die 
Verantwortung für eine christliche Erziehung der Kinder 
und schaffen die Voraussetzungen für das Hineinwachsen 
in den Glauben und das Leben der Kirche. 

Kirchenrechtliche Regelung 

1. Die im Namen des Vaters und des Sohnes und des Heili­
gen Geistes entweder durch Untertauchen in Wasser oder 
durch Übergießen mit Wasser vollzogene Taufe ist zwi­
schen unseren Kirchen anerkannt. Diese Form ist in die 
Kirchenordnung bzw. den Taufordo aufgenommen. 

2. Beim Wechsel von der einen zur anderen Kirche ist von 
der Gültigkeit der empfangenen Taufe auszugehen, es sei 
denn, die Taufe sei offenkundig nicht entsprechend der 
gültigen Taufordnung der betreffenden Kirche vorgenom­
men worden. 

3. Sollten im Einzelfall Zweifel über die Gültigkeit der in der 
anderen Kirche vollzogenen Taufe aufkommen, sollen sie 
zwischen den Kirchen geklärt werden. 

Konditionaltaufen dürfen nur vorgenommen werden, 
wenn die Zweifel am ordnungsgemäßen Vollzug einer 
Taufe im Gespräch zwischen den Kirchen nicht aus­
geräumt werden konnten. Eine solche bedingungsweise 
gespendete Taufe soll privat und nicht öffentlich vollzogen 
werden. 

4. Die Übernahme des Patenamtes ist durch die jeweiligen 
kirchlichen Bestimmungen geregelt. 

5. Die Taufe verpflichtet die Eltern und Paten zu einer 
christlichen Erziehung und zu einem christlichen Zeugnis. 

6. Konfessionsverschiedene Partner sollen vor der Ehe­
schließung im Respekt vor der gegenseitigen Gewis­
sensüberzeugung entscheiden, in welcher Kirche die Kin­
der getauft und erzogen werden. Dabei sind die geltenden 
Ordnungen der beiden Kirchen zu beachten. 
Wenn die Partner einer konfessionsverschiedenen Ehe um 
die Taufe ihres Kindes bitten, ohne sich über dessen Kir­
chenzugehörigkeit geeinigt zu haben, so wird die Taufe 
erst vollzogen, wenn die Eltern zu einem gemeinsamen 
Beschluß gekommen sind. Über den Aufschub der Taufe 
wird das Pfarramt der anderen Kirche unterrichtet. 

7. Die Taufe als "grundlegendes Band der Einheit"" zwi­
schen allen, die durch sie neugeboren sind, eröffnet die 
Möglichkeit, daß Angehörige der jeweils anderen Kirche 
bei der Tauffeier bestimmte liturgische Funktionen über­
nehmen, die durch das geltende Recht und die Ordnun­
gen der beiden Kirchen bestimmt werden. Eine gemeinsa­
me Spendung der Taufe ist ausgeschlossen. 

8. Im Fall einer Nottaufe genügt es, wenn Wasser über den 
Kopf des Täuflings gegossen wird und dazu die Taufworte 
gesprochen werden. 

Wird im Notfall ein Kind von einem Pfarrer oder Gemein­
demitglied getauft, ohne daß bereits die Kirchenzu­
gehörigkeit des Täuflings bestimmt ist, so ist das Kind in 
die Kirche aufgenommen, der es nach Entscheidung der 
Eltern angehören soll. Dies ist dem zuständigen Pfarramt 
mitzuteilen. 

Düsseldorf, den 26. März 1996 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

5 Mt 28, 18-20 
6 Röm 6. 3-6; K012,12 
7 1 Kor 6, 11; Apg 2,38; 22,16 

D. Dr. phi!. h. c. Peter Beier 
Präses 

der Evangelischen Kirche 
im Rheinland 

Joachim Kardinal Meisner 

Erzbischof von Köln 

Dr. Heinrich Mussinghoff 

Bischof von Aachen 

Dr. Hubert Luthe 

Bischof von Essen 

Dr. Reinhard Lettmann 

Bischof von Münster 

Dr. Hermann Josef Spital 

Bischof von Trier 

8 Vgl. 2 Kor 5,17; Tit 3,5; 1 Petr 1,23 
9 Vgl. 1 Joh 1,3.6f; 2 Kor 13,13 

10 Lima, Taufe Nr. 6, a.a.O. S. 10 
11 Vgl. Eph 4, 3-6 
12 Vgl. 11. Vatikanisches Konzil, Ökumenismusdekret Nr. 22 
13 Lima, Taufe Nr, 6, a.a.O. S. 11 
14 Lima, Taufe Nr. 6, a.a.O. S. 10. 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 5 vom 20. Mai 1996 113 

Erste Rechtsverordnung 

zur Änderung der Rechtsverordnung zur 
Delegation von Angelegenheiten der 

kirchlichen Aufsicht auf die Kirchenkreise 
vom 3. September 1992 (KABI. S. 213) 

Vom 19. April 1996 

Nr. 12095 Az. 14-2-1 Düsseldorf, 19. April 1996 

Aufgrund von Artikel 194 Absatz 4 der Kirchenordnung hat die 
Kirchenleitung folgende Rechtsverordnung beschlossen: 

§1 

Die Rechtsverordnung zur Delegation von Angelegenheiten 
der kirchlichen Aufsicht auf die Kirchenkreise vom 3. Septem­
ber 1992 (KAB!. S. 213) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 b) wird in den Nm. 2 und 4 der Satzteil "mit Ausnah­
me der Beschlüsse betr. die Grundstücke des Pfarrvermö­
gens" gestrichen, 

2. Nr. 6 wird gestrichen, 

3. Die Nm. 7-20 werden zu Nm. 6-19. 

§2 

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Mai 1996 in Kraft. 

Düsseidorf, den 19. April 1996 

(Siegel) Evangelische Kirche im Rheinland 

Die Kirchenleitung 

Richtlinien für die Berücksichtigung 
ökologischer und energiesparender 

Gesichtspunkte bei Neu- und Umbauten 

Nr. 35460 Az. 12-7-9-4-2 Düsseldorf, 22. April 1996 

Die Kirchenleitung hat die "Richtlinien für die Berücksichti­
gung ökologischer und energiesparender Gesichtspunkte bei 
Neu- und Umbauten" geändert. Die geänderten Richtlinien 
sind im Anschluß abgedruckt. Sie gelten ab 1. 6. 1996 und 
lösen die Richtlinien vom 24. März 1993 (KAB!. S. BOa) ab. 

Das Landeskirchenamt 

Richtlinien für die Berücksichtigung 
ökologischer und energiesparender 

GeSichtspunkte bei Neu- und Umbauten 

I. Aufgabe und Ziel der Richtlinien 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland hat 
1991 zum Thema "Schöpfungsverantwortung" in ihren Be­
schlüssen die Gemeinden eindringlich zu ökologischem Han­
deln aufgefordert. Es wird von den Gemeinden erwartet, daß 
sie die Verantwortung für die Mitwelt bei all ihren Entschei­
dungen wahrnehmen und Maßnahmen gegen ihre weitere 
Zerstörung ergreifen. 

In den kirchlichen Gebäuden wird für Heizung und Beleuch­
tung sehr viel Energie verbraucht - allein in den rheinischen 

Kirchengemeinden etwa soviel wie in den Haushalten einer 
Kleinstadt. Angesichts der unabsehbaren Gefahren und Schä­
den des Umgangs mit Energie spielt das Energiesparen hier 
eine zentrale Rolle. Die folgenden Richtlinien und Empfehlun­
gen enthalten dafür konkrete Anhaltspunkte und sollen ökolo­
gischem Bauen in den Gemeinden zum Durchbruch verhelfen. 

Zu den bisherigen Zielen kirchlichen Bauens, nämlich funkti­
onsgerecht, architektonisch schön, solide und preiswert zu 
bauen, kommt die dringende Aufgabe, so zu bauen, daß beim 
Bau und bei der späteren Nutzung und schließlich beim Abriß 
ein möglichst geringer Schaden für die Schöpfung ent­
steht und möglichst wenig Lebensgüter künftiger Genera­
tionen verbraucht werden. 

Im Folgenden werden deshalb Kriterien für ökologisch-ener­
giesparendes Bauen genannt und notwendige Schritte, um 
diese Kriterien in das gesamte Verfahren von den ersten Vor­
überlegungen bis zur Ausführung eines Bauvorhabens sach­
gemäß und effektiv einzubringen. 

Dazu werden verbindliche Richtlinien erlassen'. Die darin auf­
genommenen Grenzwerte der neuen Wärmeschutzverord­
nung2 sind als Maximalwerte anzusehen. Sie können und sol­
len nach Möglichkeit deutlich unterschritten werden. Dazu 
werden Empfehlungen gegeben, wie diese Richtlinien am 
besten eingehalten werden können und was darüber hinaus 
bei ökologisch-energiesparendem Bauen unbedingt zu be­
achten, aber nicht in bindende Vorschriften zu fassen ist. 
Auch über die Berücksichtigung dieser Empfehlungen hat der 
ausführende Architekt dem Bauherren und der genehmigen­
den Instanz detailliert Rechenschaft zu geben. 

Die Kosten einer ökologisch-energiesparenden Bauweise lie­
gen bei sachgerechter Planung nur wenige Prozent über 
denen einer konventionellen Ausführung'. 

Die Mehrkosten sind gering im Vergleich zu den damit vermie­
denen ökologischen Schäden. Sie werden zudem weithin 
ausgeglichen durch eingesparte Betriebskosten, insbesonde­
re bei steigenden Energiepreisen4 • 

11. Vorbereitung einer Planung in der Gemeinde 

1. Verfahren 

Um die ökologisch-energetisch relevanten Gesichtspunkte 
rechtzeitig und konsequent in die Bauplanung und -aus­
führung einzubringen, sind folgende Schritte erforderlich. 

1 Im Text zusätzlich durch Fettdruck herausgegeben. 
2 Die Richtlinien bleiben weiterhin auch da gültig, wo sie über die 

Anforderungen der WSchVO 95 hinausgehen. Das gilt insbeson­
dere für den maximal zulässigen Jahresheizwärmebedarf nach 
Tabelle 1. 
Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung 
eine weitere Stufe der WSchVO mit einem erhöhten Anforde­
rungsniveau von 25 bis 30% noch in diesem Jahrzehnt angekün­
digt hat. "Deshalb sollten die kirchlichen Bauherren bedenken, 
daß langfristig gesehen ein Wärmeschutz, der über dem Anforde­
rungsniveau der WSchVO 95 liegt, zukünftig ein wertbestimmen­
des Merkmal ihrer Immobilien sein wird." (,Kirchliches Bauhand­
buch, Energiesparendes und umweltschonendes Bauen in der 
evangelischen Kirche') 

3 Die Mehrkosten können in einem Rahmen von 2,5 bis 5% gehal­
ten werden, sogar wenn die o. g. Grenzwerte deutlich unter­
schritten werden. Größere Kostensprünge treten auf, wenn man 
zu einer aufwendigeren Konstruktion übergeht, ohne die Wärme­
schutzmöglichkeiten einer einfacheren Konstruktion voll aus­
zunützen. 

4 Aus dem Energiesparfonds der EKiR werden diese Mehrkosten 
durch zinslose Darlehen und Zuschüsse gefördert; vgl. KirchI. 
Amtsbl. Nr. 6/92. 



114 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 5 vom 20. Mai 1996 

a) Der Bauhewhat als erstes die Bedeutung bzw. Priorität 
dieser Ziele für sich selber zu klären und beschlußmäßig 
zu definieren. 

b) Er hat einen baubegleitenden Ausschuß aus Mitgliedern 
des Presbyteriums und interessierten und sachkundigen 
Gemeindegliedern zu bilden. Ebenfalls ist der Kirchen­
kreis-Umweltbeauftragte mit spezifischer Sachkenntnis zu 
beteiligen. 

c) Den mit der Bauplanung und -ausführung Beauftragten 
sind diese Ziele eindeutig vorzugeben und ihre Verwirkli­
chung laufend zu kontrollieren. 

d) Schon am Anfang der Vorüberlegungen ist das LKA Bau­
amt über die beabsichtigte Baumaßnahme zu informieren 
und ihm damit Gelegenheit zu geben, beratend tätig zu 
werden. % § 52) 

Inhalt dieser Beratung kann die Vorstellung gelungener Pro­
jekte und die Benennung kundiger Architekten und Fachbüros 
sein. 

2. Anforderungen an Grundstück und Gebäude 

a) Die ökologischen und klimatischen Daten des Baugrund­
stücks (wie Bodenbeschaffenheit, vorhandener Bewuchs, 
Einfluß der Umgebung auf Wind und Sonneneinstrahlung) 
sind festzustellen. 

b) Genügend Fahrradabstellplätze (möglichst überdacht) 
müssen vorgesehen werden. 

c) Im Gebäude- bzw. Raumnutzungsprogramm müssen die 
jeweiligen Nutzungszeiten angegeben werden. 

3. Wettbewerb 

Wenn ein Wettbewerb durchgeführt wird, sollen die ökolo­
gisch-energetischen Gesichtspunkte in folgender Weise be­
rücksichtigt werden. 

a) Die Beurteilungskriterien sind um die ökologischen Ge­
sichtspunkte dieser Richtlinien zu erweitern und im Kollo­
quium zu erläutern. 

b) Mit den Wettbewerbsunterlagen ist von den Wettbewer­
bern eine Erläuterung einzureichen, wie diese ökologi­
schen Gesichtspunkte in ihren Planungen eingegangen 
sind. 

c) Fachleute mit ökologischer Kompetenz und entsprechen­
dem Engagement sind am Preisgerichtsverfahren zu be­
teiligen. 

Da die Weichen für die ökologisch-energetische Kon­
zeption eines Bauvorhabens weitgehend schon in der 
Vorplanung gestellt werden, wird dringend empfohlen, 
Architekturbüros nur in Zusammenarbeit mit Fachinge­
nieurbüros (Techn. Gebäudeausrüstung und Beleuch­
tungstechnik) zum Wettbewerb zuzulassen. 

111. Planung durch den ausführenden Architekten 

a) Bei der Auswahl des planenden Architekten ist darauf zu 
achten, daß dieser sich intensiv mit den Grundlagen öko­
logischen Bauens vertraut gemacht hat und möglichst ent­
sprechende praktische Erfahrungen nachweisen kann. 
Dies gilt auch für Fachingenieure, die je nach Größe und 
AufgabensteIlung des Projekts vom Bauherrn nach 
Abstimmung mit dem Architekten beauftragt werden. 

b) Ihm sind diese "Richtlinien für die Berücksichtigung ökolo­
gischer und energiesparender Gesichtspunkte bei Neu-

und Umbauten" zur Kenntnis zu geben. 

c) Er hat mit den Bauplänen zusammen eine auf diese Pläne 
bezogene Erläuterung vorzulegen, wie er darin die unten­
stehenden Richtlinien und Empfehlungen berücksichtigt 
hat. Diese Erläuterung ist Teil der dem Landeskirchlichen 
Bauamt zur Genehmigung einzureichenden Unterlagen. 

1. Erschließung und Außenanlagen 

Ziel ist die Ressourcenschonung von Boden und Wasser 
sowie die Erhaltung und Wiederherstellung der Qualität des 
Lebensraumes als Grün- und Freiflächen: 

- Beschränkung des Anteils versiegelter Flächen und 
Verkehrsflächen bei Neubauten und ggf. Rückbau ver­
siegelter Flächen, 

- bei unterirdischer Unterbringung von Stellplätzen unter 
Freiflächen 
Begrünung derselben, 

- Bepflanzung mit einheimischen, jahreszeitorientierten 
Gehölzen, 

- Regenwassernutzung für die Außenanlagen und -ver­
sickerung statt Kanaianschluß. 

- Schonende Behandlung des Mutterbodens beim Boden­
aushub, das heißt: 
- Mutterboden möglichst auf dem Grundstück belassen, 

ohne Abtransport und Verkippung, 
richtige Lagerung nach Abschieben in Mieten an der 
Grundstücksgrenze (Mindestabstand 1 m), 
Mutterbodenmietenpflege bei einer Bauzeit von über 
einem Jahr (Gras- bzw. Lupinenaussaat), 
Bodenpflege durch Kompostanlage an Stelle von 
Ersatz für Kunstdünger. 

- Gestaltung der Garten- und Gebäudeumfeldanlage zur 
Verbesserung des Mikroklimas und Wasserhaushaltes: 
- Erhaltung von vorhandenem Grün, Schutz von Bioto­

pen und wesentlichen Baumgruppen, 
naturnahe, ökologisch orientierte Gestaltung der Grün­
und Freiflächen (Hügellandschaft), 
im Lagebezug zu Gebäuden gilt die Regel: dichte Be­
pflanzung im Westen und im Norden und laubabwer­
fende Gehölze im Süden, 
überbaute und verlorene Grundflächen zurückgewin­
nen durch Fassadenbegrünung als Wind- und Schlag­
regenschutz (West-, Nord- und Ostfassaden) und 
durch begrünte Dächer und Dachterrassen (Details der 
Ausführung sind sehr wichtig). 

2. Gebäude 

Das Ziel ist, den Energiebedarf für Heizung, Warmwasser und 
Beleuchtung und die Umweltbelastung durch die Baumateria­
lien gering zu halten. 

2.1 Gestaltung und Lage des Gebäudes 

a) Die Fensterflächen sollen im Grundsatz neben optimaler 
Tageslichtnutzung möglichst solare Gewinne erzielen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Transmissionswär­
meverluste durch die Fenster in jedem Fall deutlich höher 
sind als durch gut gedämmte Wände, während die solaren 
Gewinne in der Regel nur bis zu einem Fensterflächenan­
teil von 50 bis 70% wirklich genutzt werden können. Auch 
die Gefahr der Überhitzung sollte bedacht werden. 

b) Das Verhältnis der wärmeübertragenden Gebäudeober­
flächen A (einseht. Flächen gegen Erdreich) zum Gebäu­
devolumen V (AN-Verhältnis) ist anzugeben. 
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c) Die Fensterflächen sind je nach Orientierung zu optimieren 
und anteilsmäßig so zu verteilen, daß größere Flächen im 
Süden, weniger im Westen, Norden und Osten angeordnet 
werden. 

Darüber hinaus ist wichtig: 

- Kompakte Gebäudeform, auch Kombination mehrerer 
Nutzungen (Gemeindehaus, Küsterwohnung ... ) im sel­
ben Gebäude, um A im Verhältnis zu V möglichst ge­
ring zu halten. 

- Fenster möglichst bis zur Deckenunterseite hoch­
führen und auf sichtbare Fensterstürze verzichten. 
Fensterlaibungen zum Rauminneren hin anschrägen. 
Beim Anstrich und bei der Inneneinrichtung helle Far­
ben anstreben (Tageslichtnutzung). 

- Besonders bei Westverglasungen, aber auch bei Süd­
verglasungen sind wirksame Verschattungsmaßnah­
men gegen sommerliche Sonneneinstrahlung vorzuse­
hen. 

- Minimierung der Beschattung des Gebäudes im Win­
ter von bereits bestehender oder zukünftiger Bebau­
ung und Bepflanzung, z. B. durch nicht laubabwerfen­
de Bäume. 

- Dachflächen vorsehen, die für die spätere Installation 
von aktiven Solaranlagen geeignet sind. 

2.2 Raumaufteilung 

Bei der Planung und Anordnung der Räume sollten folgende 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden: 

- Um die zu beheizende Fläche möglichst klein zu hal­
ten, 

- den Bedarf an Eingangsfläche aus der Nutzung defi­
nieren und 

- alle Verkehrs- und Nebennutzungsflächen minimie­
ren. 

- Bei der Gruppierung der Räume auf kurze Leitungen 
für Warmwasserversorgung achten. 

- Räume mit höherer Raumtemperatur und häufiger 
Tagesnutzung zusammenzufassen (horizontal und ver­
tikal) und möglichst nach Süden orientieren. 

- kühlere und weniger benutzte Räume wie z. B. Trep­
penhaus, WC, Abstellraum, Archiv als Puffer nach Nor­
den legen. 

- Ausrichtung der Hauptfassade und Haupt-Nutzräume 
nach Süden. 

2.3 Wärmedämmung und Lüftung 

Um den Jahresheizwärmebedarf so gering wie möglich zu 
halten, kommt es in erster Linie darauf an, die Wärmeverluste 
zu minimieren, indem man hochwärmedämmende Bauteile 
verwendet und Wärmebrücken und Luftspalte vermeidet, und 
in zweiter Linie, soviel Sonnenenergie wie möglich (passiv) zu 
gewinnen. 

a) Bei Neubauten, Erweiterungs- und Umbauten dürfen die 
Jahresheizwärmeverluste die Werte der Tabelle 1 im 
Anhang nicht überschreiten. Die Berechnung kann 

- mit dem Rechenverlahren der WSchVO 95, erweitert 
um die Berücksichtigung des örtlichen Klimas5 und der 
konstruktiven Wärmebrücken67 

- oder mit dem Berechnungsverlahren in "Kirchliches 
Bauhandbuch, energiesparendes und umweltschonen-

des Bauen in der evangelischen Kirche", Kap. 3.3.3, 
erweitert um die Berücksichtigung des örtlichen Klimas 
und der konstruktiven Wärmebrücken 

- oder mit dem Energiekennzahlprogramm EPASS 3 vor­
genommen werden. Der Nachweis ist vom planenden 
Architekten in der Entwurlsphase zu führen. 

b) Es ist für eine ausreichende Dichtheit der gesamten wär­
meübertragenden Außenfläche Sorge zu tragen. Die Fu­
gendurchlaßkoeffizienten der außenliegenden Fenster, 
Fenstertüren und Außentüren von beheizten Räumen dür­
fen die Werte von Tabelle 2 im Anhang nicht überschrei­
ten. 

c) Alle Nebenräume, die zu beheizten Nutzräumen umfunk­
tioniert werden können, müssen vollwertig wärmege­
dämmtsein. 

d) Es dürfen keine Heizflächen vor außenliegenden Glas­
flächen installiert werden; bei Außenflächen hinter Heiz­
körpern darf der k-Wert nicht größer als bei benachbarten 
Außenwänden sein. Strahlungswärmeverluste sind durch 
reflektierende Materialien zu minimieren. 

e) Wintergärten dürfen nicht beheizbar sein und müssen 
thermisch vom Hauptgebäude getrennt sein. Als Außen­
verglasung ist bei Wintergärten Einfachverglasung akzep­
tabel. 

f) Wärmebrücken sind sorgfältig zu vermeiden. Die Details 
sind in den Ausführungsplänen genau zu erklären. 

Typische Problembereiche sind 
- Anschlüsse der Fenster 
- Anschlüsse Dach, 
- Anschlüsse Keller / Fundament 
- Balkone, Terrasse, 
- Geschoßdecken, Betonteile in Außenwänden 

Neben den oben genannten Punkten wird die Minimierung 
der Wärmeverluste und die Nutzung von Fremdwärme durch 
folgende Maßnahmen erreicht: 

- Sehr gute Wärmedämmung der Außenwände (k-Wert 
0,2 bis 0,4 W/m2 x K, für Fenster 1,5, für Dächer bzw. 
oberste Geschoßdecken 0,15 bis 0,2, für Kellerdecken 
0,3 bis 0,45 W/m2 x K). 

- Heizkörpernischen in Außenwänden vermeiden. 
- Fenster mindestens mit Wärmeschutzverglasung, 
- Bei Innenwänden zwischen Räumen sehr unterschied-

licher Temperatur und unterschiedlicher Nutzungszei­
ten genügend Wärmeschutz (k < 1,0 W/m2K), so daß 
unabhängige Beheizung möglich wird. 
Bei Räumen mit hohem Glasanteil der Außenwände 
die Innenwände zur Speicherung der Sonnenwärme in 
massiver Bauweise ausführen. 

- Minimierung der Lüftungsverluste, dazu 
- verschließbare Kippfenster und insbesondere Kip-

poberlichter (Dauerlüftung verhindern), 

5 Die Transmissions- und lüftungswärmeverluste sind mit einem 
Faktor Gradtagszahl/3500 zu multiplizieren. Die Gradtagszahl des 
Bauortes kann beim landeskirchlichen Bauamt erfragt werden. 

6 Werden konstruktive Wärmebrücken nicht vermieden, so sind 
ihre Wärmeverluste 
- entweder einzeln zu berechnen und zu den übrigen Transmis­

sionswärmeverlusten zu addieren 
- oder pauschal durch einen Korrekturfaktor an den Transmis­

sionswärmeverlusten zu berücksichtigen, der 1.15 für monolit­
hische Außenwände und 1,1 für außen- oder kerngedämmte 
Außenwände beträgt. 

7 Zusätzlich sei auf folgende Punkte hingewiesen: Im Berech­
nungsverfahren der WSchVO 95 für die solaren Gewinne dürfen 
Fensterflächen höchstens bis zu einem Anteil von 2/3 der Außen­
wandflächen in Anrechnung gebracht werden, und zwar geson­
dert für jede Himmelsrichtung. 
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- Möglichkeiten zur kontrollierten Lüftung vorsehen; 
aber auf geringen Stromverbrauch achten (kurze 
Luftkanäle usw.) 

- Versorgungssteigleitungen nicht in Außen-, sondern in 
Innenwänden. 

3. Baustoffe 

3.1 Auswahlkriterien 

Der Architekt hat sich über die gesundheitlichen und umwelt­
relevanten Auswirkungen von Baustoffen kundig zu machen 
und entsprechende Erläuterungen dem Bauherrn vorzulegen. 

Es sollte auf folgende Kriterien besonderer Wert gelegt wer­
den: 

Ressourcenschonung 

- Rohstoffinhalt (keine schädigenden Inhaltsstoffe), 

- geringe Umweltbelastung durch Primärenergiever-
brauch bei Herstellung und Transport, 

- möglichst geringe Emission von Schadstoffen (ink!. 
Brandfall), 

- Wiederverwertbarkeit bzw. umweltschonende Depo­
nierbarkeit. 

3.2 Nicht zulässige Baustoffe 

Die folgende Liste enthält Baustoffe, die auf keinen Fall ver­
wendet werden sollen: 

- PVC (Ausnahme: Abwassersysteme und Elektrokabel) 

- Hölzer aus tropischen Regenwäldern 

- Rohbauelemente sowie Fenster und Türen aus Alumi-
nium 

- Mittel zur Oberflächenbehandlung und Anstriche un­
terliegen einer dynamischen Veränderung. Zum aktu­
ellen Stand wird hingewiesen auf Kap. 5 "Umweltbe­
wußte Baustoffauswahl" in "Kirchliches Bauhandbuch, 
energiesparendes und umweltschonendes Bauen in 
der evangelischen Kirche". 

4. Haustechnik 

4.1 Raumheizung und Lüftung 

Der Energieverbrauch und die Emissionen der Raumheizung 
sollen möglichst gering gehalten werden durch Wärmeerzeu­
gung mit geringen Verlusten und Schadstoffemissionen und 
durch eine an den jeweiligen Bedarf angepaßte Wärmeabga­
be. 

a) Der Einsatz von elektrischem Strom als Heizenergieträger 
ist nicht zulässig. 

b) Fernwärme aus Kraft-Wärme-Kopplung oder Abwärme ist, 
wo sie verfügbar ist, zu nutzen. 

c) Die Wärmeerzeugung muß in Brennwert- oder mindestens 
Niedertemperaturkesseln mit ausgewiesen niedrigen NOx-
Emissionen erfolgen. 

d) Der Stromverbrauch der Umwälzpumpen ist durch an ge­
paßte Pumpenleistung und Beschränkung der Laufzeit auf 
den Heizbetrieb so gering wie möglich zu halten (selbstre­
gelnde U-Pumpen mit individuellem Zeitprogramm in den 
einzelnen Heizkreisen einsetzen). 

e) Klimaanlagen sind nur in besonders begründeten Ausnah­
mefällen zulässig. 

f) Nach Möglichkeit ist eine kontrollierte Lüftung vorzuse-
hen. 

Empfehlenswert und kostengünstig sind Abzugsanlagen (Ab­
zug der verbrauchten Luft in der Gebäudemitte); Lüftungsan­
lagen mit Wärmerückgewinnung sind nur empfehlenswert, 
wenn der Stromverbrauch (Endenergie) nicht mehr als 1/10 
der gewonnenen Wärme beträgt. Frischluft läßt sich evtl. im 
Erdwärmetauseher vorwärmen. 

Darüber hinaus ist wichtig: 

- Bei sehr hoher Heizleistung (nach gegenwärtigem 
technischen Stand nur über 200 kW) Einsatz von 
Blockheizkraftwerken zur gemeinsamen Strom- und 
Wärmeerzeugung prüfen. 

- Anschluß aller nahezusammenliegenden Gebäude 
(-teile) an eine gemeinsame Heizzentrale (niedrige 
Gesamtheizleistung durch Berücksichtigung der ver­
schiedenen sich nicht überlappenden Nutzungszeiten 
z. B. von Büros und Jugendräumen oder von Kinder­
garten und Gottesdienstraum). 

- Leistungsgeregelte ("modulierende") Brenner sind zu 
bevorzugen. 

- Getrennte, einzeln geregelte Heizkreise für Gebäude 
(-teile) mit verschiedenen Nutzungszeiten vorsehen. 

- Eine Wärmeabgabe, die schnell die geforderte Raum­
temperatur erreicht (keine Fußbodenheizung; NT-Heiz­
körper großzügig dimensionieren, das begünstigt auch 
den Brennwertbetrieb). 

- Frei aufgestellte Heizkörper, keinesfalls durch Vorhän­
ge verdeckt (vgl. 111.2.3). 

- (Möglichst) keine Heizkörper in Windfängen, Treppen­
häusern, Kellern und Garagen. 

- Übersichtliche Information für (wechselnde) Benutzer 
durch gute Beschilderung (Heizkreise, Regelungsan­
lagen) und Bedienungsanleitung. 

- Einrichtungen zur getrennten Verbrauchsmessung 
bzw. -überwachung der verschiedenen Nutzer. 

4.2 Warmwasser 

Es kommt darauf an, den Energieverbrauch und die Emis­
sionen für Warmwasserbereitung möglichst gering zu hal­
ten. Warmwasser ist im Gemeindehaus nur für Küche und 
zum Putzen vorzusehen. 

Weiterhin empfiehlt sich: 

- Beschränkung auf möglichst wenige und/bzw. nah 
beieinanderliegende Zapfstellen. 

- Bei zentraler Warmwasserbereitung ein ausreichend 
großer, bestens wärmegedämmter Speicher und mög­
lichst kurze Leitungswege; möglichst keine Warmwas­
serumwälzung; bei Warmwasserumwälzung Abschal­
tung der Umwä!zpumpe außerhalb der Nutzungszei­
ten; Anschluß an die Heizanlage, keinesfalls elektri­
scher Strom als Wärmeenergieträger. 

- Bei dezentraler Warmwasserbereitung nur in Ausnah­
mefällen elektrische Geräte an der Zapfstelle; besser 
Gasdurchlauferhitzer (nahe bei der Zapfstelle, damit 
die Abschaltung der Zündflamme außerhalb der Nut­
zungszeit erwartet werden kann). 

- Zentrale Warmwasserbereitung erleichtert den An­
schluß an eine solare Brauchwassererwärmung Oetzt 
vornehmen oder für später vorbereiten). 

- Leerrohre oder Schächte für spätere Installationen von 
Solaranlagen vorsehen. 
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4.3 Sanitärinstallationen 

Trinkwasserverbrauch soll eingespart werden durch: 

- Einbau von Regenwassernutzungsanlagen für Toilet­
tenspülung und Gartenbewässerung. 

- Sparschaltungen (Spül kästen mit Wasserstopptaste, 
Wasserdurchflußmengenbegrenzer). 

4.4 Beleuchtung 

Ziel ist die Minimierung des elektrischen Energieverbrauchs. 

Hierzu dient: 

- Einsatz von Leuchtstoffröhren und Kompaktleucht­
stofflampen (,Stromsparbirnen'). 

- Verzicht auf lichtabsorbierende Lampenabdeckungen 
und dunkle Anstriche. 

- Gruppenschaltung in größeren Räumen. Zusammen­
fassung von Uchtbändern je nach Fensternähe. 

- Zeit- und tageslichtabhängige Steuerung (auch in ein­
zelnen Raumzonen). 

- Niedrige Allgemeinbeleuchtungsstärke (300 Lux) zu­
gunsten einer individuell schaltbaren höheren (Arbeits-) 
Platzbeleuchtung (500 Lux; das ist realisierbar mit 12 
W/m2). 

4.5 Entsorgung 

- Versickern überschüssigen Regenwassers (in Sicker­
gruben oder in Sickerrinnen oder Einleitung in Teiche). 

- Möglichkeiten zur getrennten Sammlung von Abfällen 
schaffen. 

- Möglichkeiten zur Kompostierung vorsehen. 

IV. Ausführung 

Bei hochwärmegedämmten Bauwerken wirken sich Konstruk­
tions- und Baumängel wie Wärmebrücken und Luftspalte 
wegen der resultierenden Wärmeverluste viel gravierender aus 

1.2 Dokumentation (betr. HOAI § 15.9 und § 73.9) 

Zur Dokumentation des Bauvorhabens gehören auch Materia/­
listen und Raumbücher sowie Pflegeanweisungen, deren 
Umweltverträglichkeit besonders zu prüfen ist. 

Tabelle 1 

Anforderungen zur Begrenzung des auf die Gebäudenutz­
fläche AN oder das beheizte Bauwerksvolumen V bezogenen 
Jahres-Heizwärmebedarfs in Abhängigkeit vom Verhältnis AN 

AV Jahres-Heizwärmebedarf pro m2 

bezogen auf AN bezogen auf V 

Q'H(1) Q"H(2) 

in kWh/m2 x a in kWh/m3 xa 

::5 0,25 49,0 16,7 
0,3 51,8 17,6 
0,4 57,4 19,5 
0,5 63,0 21,4 
0,6 68,8 23,3 
0,7 74,2 25,2 
0,8 79,8 27,1 

0,9 (3) 85,4 29,0 
1,0 91,0 30,9 

2: 1,1 96,6 32,8 

(1) Zwischenwerte sind zu ermitteln gemäß 9'H = 35+56 (AN) 

(2) Zwischenwerte sind zu ermitteln gemäß Q"H = 34 X Q'H 

(3) Bei beheizten Bauwerksvolumen von mehr als 1000 m3 ist 
der - Jahresheizwertbedarf - auf 75 kWhlm2 x a bzw. 25 
kWh/m3 x a zu begrenzen. 

als bei herkömmlichen Bauwerken (Folgen z. B.: Heizungsan- Tabelle 2 
lage ist nicht auf den erhöhten Wärmebedarf ausgelegt, Tau- Fugendurchlaßkoeffizienten für Fenster und Fenstertüren 
wasser- und Schimmelbildung an Stellen mit hohen Tempera­
turdifferenzen). Hierfür und zur Kontrolle der vorgegebenen 
Baustoffe bedürfen die Bauleitungsaufgaben besonderen 
Engagements. 

1.1 Bauleitung und Kontrolle (betr. HOAI § 15.8) 

a) Wird das Bauvorhaben nach Gewerken ausgeschrieben 
und an Einzelunternehmer vergeben, trägt der Architekt 
die Verantwortung für eine genaue Einhaltung der vorge­
sehenen Ausführung und die sorgfältige Durchführung der 
Arbeiten. Wenn der Architekt diese Aufgabe nicht persön­
lich wahrnimmt, hat er dies dem Bauherren anzuzeigen 
und eine geeignete Bauleitungskraft vorzuschlagen. 

b) Wird das Bauvorhaben an einen Genera/unternehmer ver­
geben, sind auch alle Anforderungen an die Ausführung 
durch den Architekten in der Baubeschreibung und dem 
Raumbuch zu definieren. Die verantwortliche Bauleitung 
liegt dann beim Genera/unternehmer. Eine zusätzliche 
Kontrolle durch den Architekten wird besonders bei affen 
Arbeiten und Materialien, die sich bei der Abnahme nicht 
mehr überprüfen lassen, dringend empfohlen. 

c) Die Fachbauleitung für technische Gebäudeausrüstung 
liegt unabhängig vom Abwicklungsverfahren bei den pla­
nenden Fachingenieuren. 

Fugendurchlaßkoeffizient a 
in m3 

h x m x (daPa) 2/3 
Geschoßzahl Beanspruchungsgruppe nach 

A 

Gebäude mit bis 
zu 
2 Vollgeschossen 2,0 

Gebäude mit 
mehr als 
2 Vollgeschossen 

(1) Beanspruchungsgruppe 
A: Gebäudehöhe bis 8 m 
B: Gebäudehöhe über 8 m 

J. 

'OIN 18055 C) 
B 

J. 

1,0 
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Satzung 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Wermelskirchen 

(Um der besseren Lesbarkeit willen werden im folgenden alle 
Amtsbezeichnungen in der Kurzform, die in der Regel die 
männliche ist, benannt.) 

Aufgrund von Art. 7 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 90 Abs. 3, 
Art. 106 Abs. 2, Art. 126 Abs. 2 und Art. 128 Abs. 4 der Kir­
chenordnung der Evangelischen Kirche im Rheinland 
(Kirchenordnung) und § 126 Abs. 2 der Verwaltungsordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland (Verwaltungsordnung) 
hat das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemeinde 
Wermelskirchen in seiner Sitzung am 8. März 1996 folgende 
Satzung beschlossen: 

Abschnitt I 

Leitung der Kirchengemeinde 

§1 

Grundsätze 

1. Die Leitung der Kirchengemeinde liegt beim Presbyterium. 
Es trägt die Gesamtverantwortung für den Dienst der Kir­
chengemeinde und ist zuständig für Grundsatzentschei­
dungen über Planung, Zielsetzung und Durchführung der 
Gemeindearbeit. 

2. Das Presbyterium überträgt nach Maßgabe dieser Sat­
zung Aufgaben auf Ausschüsse und andere Stellen und 
stimmt deren Arbeit aufeinander ab. 

3. Das Presbyterium kann für die Arbeit der Ausschüsse und 
der anderen Stellen allgemeine Richtlinien und Grundsätze 
aufstellen. Es kann Beschlüsse von Ausschüssen aufhe­
ben oder ändern und sich im Einzelfall die Entscheidung 
vorbehalten. 

4. Das Presbyterium führt die Aufsicht über die Ausschüsse 
und die anderen Stellen. 

§2 

Vorsitz im Presbyterium und weitere Ämter 

1. Das Presbyterium wählt aus seiner Mitte 
1.1 den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter 
1.2 den Kirchmeister und seinen Stellvertreter 

2. Ist das Amt des Kirchmeisters sachlich unterteilt, so wer­
den mehrere Kirchmeister, z. B. Finanz- und Baukirchmei­
ster, sowie je ein Stellvertreter gewählt. Kirchmeister im 
Sinne von Art. 115 Abs. 3 und 4 Kirchenordnung ist im 
Falle von Satz 1 der Finanzkirchmeister. 

3. Um den Vorsitzenden zu entlasten, kann das Presbyterium 
aus seiner Mitte einen Personalreferenten wählen, der in 
Absprache mit dem Vorsitzenden die diesem nach der Kir­
chenordnung und nach der Verwaltungsordnung obliegen­
den Personalangelegenheiten - einschließlich der Dienst­
aufsicht - regelt. Soweit ein Personal referent gewählt ist, 
ist er Vorsitzender des Personalausschusses. Art. 123 Kir­
chenordnung ist zu beachten. 

4. Mitglieder nach Art. 86 Abs. 1 Kirchenordnung sind in die 
in den Abs. 1 bis 3 genannten Ämtern nicht wählbar. 

5. Zur Unterstützung des Vorsitzenden ist an den Vorberei­
tungen der Presbyteriumssitzungen ein Vorbereitender 

Arbeitskreis beratend zu beteiligen. Ihm gehören neben 
dem Vorsitzenden des Presbyteriums an 
5.1 der stellvertretende Vorsitzende des Presbyteriums 
5.2 der Kirchmeister im Sinne von Art. 115 Abs. 3 und 4 

Kirchenordnung 
5.3 dessen Stellvertreter sowie 
5.4 der Gemeindeamtsleiter. 

§3 

Bildung von Ausschüssen und Arbeitskreisen 

1. Das Presbyterium bildet folgende ständige Ausschüsse, 
denen neben der Beratung des Presbyteriums auch ein­
zelne Rechte des Presbyteriums nach Maßgabe der weite­
ren Bestimmungen dieser Satzung übertragen werden 
(beschließende Ausschüsse): 
1.1 Ausschuß für Theologie und Gottesdienst, 
1.2 Diakonieausschuß, 
1.3 Finanzausschuß, 
1.4 Personalausschuß, 
1.5 Bauausschuß. 

2. Das Presbyterium kann darüber hinaus zu seiner Beratung 
weitere ständige Ausschüsse - z. B. Ausschuß für Ökume­
ne und Weltmission, Jugendausschuß, Umweltausschuß -
und nicht ständige Ausschüsse - z. B. Pfarrstellenbeset­
zungsausschuß - bilden (beratende Ausschüsse). 

3. Die Ausschüsse können zu ihrer Beratung sachkundige 
Gemeindeglieder und in dem Aufgabenbereich tätige Mit­
arbeiter, im Einzelfall auch andere sachkundige Personen, 
hinzuziehen und Arbeitskreise berufen. Art. 109 Abs. 4 Kir­
chenordnung ist zu beachten. 

§4 

Zusammensetzung der Ausschüsse 

1. Das Presbyterium beruft in die Ausschüsse Mitglieder des 
Presbyteriums. Desweiteren soll es sachkundige Gemein­
deglieder und in dem Aufgabenbereich tätige Mitarbeiter 
in die Ausschüsse berufen. Dabei muß in den beschlies­
senden Ausschüssen die Zahl der Mitglieder des Pres­
byteriums höher als die Zahl der sachkundigen Gemein­
deglieder und Mitarbeiter sein. 

2. In den Diakonieausschuß werden unter anderen, falls 
gewählt, der Diakoniekirchmeister, der Finanzkirchmeister 
und die vom Presbyterium mit seinem diakonischen 
Dienst Beauftragten berufen. 

3. In den Finanzausschuß werden unter anderem alle 
Kirchmeister berufen. 

4. In den Personalausschuß werden unter anderem, falls ge­
wählt, der Personalreferent als Vorsitzender des Presbyte­
riums und der Finanzkirchmeister berufen. Zu den Sitzun­
gen des Personal ausschusses kann die Mitarbeitervertre­
tung beratend hinzugezogen werden. 

5. Die Mitgliedschaft in einem Ausschuß endet unbeschadet 
der Bestimmung des Art. 113 Kirchenordnung 
5.1 für Mitglieder des Presbyteriums mit dem Ausscheiden 

aus dem Presbyterium, 
5.2 für Mitglieder mit der Beendigung des Dienst-, Arbeits­

oder Ausbildungsverhältnisses und 
5.3 für sonstige sachkundige Gemeindeglieder mit dem 

Verlust der Gemeindezugehörigkeit. 

6. Im übrigen gelten für die Mitglieder der Ausschüsse Art. 
83 Abs. 3, Art. 84 Abs. I und 4 sowie Art. 85 Abs. 1 bis 4 
Kirchenordnung. 
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§5 

Vorsitz in den Ausschüssen 

Das Presbyterium beruft die Vorsitzenden der Ausschüsse 
und ihre Stellvertreter. Die Vorsitzenden der beschließenden 
Ausschüsse beruft es aus seiner Mitte. 

§6 

Ausschuß für Theologie und Gottesdienst 

1. Der Ausschuß für Theologie und Gottesdienst berät über 
grundsätzliche Fragen der Theologie, des Gottesdienstes, 
der Kirchenmusik, des kirchlichen Unterrichts und der 
Amtshandlungen. 

Zudem befaßt er sich mit konzeptionellen Fragen der Ge­
meindearbeit. 

2. Der Ausschuß für Theologie und Gottesdienst entscheidet 
im Rahmen seines Aufgabenbereiches über 
2.1 die Feier eines Gottesdienstes in anderer Gestalt im 

Einzelfall, 
2.2 die Feier eines ökumenischen Gottesdienstes im Ein­

zelfall, 
2.3 den Wegfall eines Gottesdienstes im Einzelfall - vorbe­

haltlich einer eventuell notwendigen Genehmigung des 
Kreissynodalvorstandes gemäß Art. 15 Abs. 3 Kirchen­
ordnung, 

2.4 die Überlassung der Kirchen für nichtgottesdienstliche 
Veranstaltungen, 

2.5 die Koordinierung der kirchenmusikalischen Aktivi­
täten; hiermit soll der Ausschuß einen Arbeitskreis 
Kirchenmusik beauftragen; in diesen soll er die haupt-, 
neben und ehrenamtlichen Kirchenmusiker und Chor­
leiter und je einen von den kirchenmusikalischen Grup­
pen der Gemeinde zu benennenden Vertreter berufen. 

§7 

Diakonieausschuß 

1. Der Diakonieausschuß berät über alle diakonischen Auf­
gaben der Kirchengemeinde und sorgt für die Zusammen­
arbeit mit anderen Trägern diakonischer Einrichtungen 
und den Trägern der öffentlichen Fürsorge im Bereich der 
Kirchengemeinde. 

2. Der Diakonieausschuß entscheidet im Rahmen des Haus­
haltsplans über 
2.1 die Grundsätze für die Verteilung von Mitteln der Dia­

konie und 
2.2 die Gewährung von Unterstützung aus Mitteln der Dia­

konie. 

3. Der Diakonieausschuß sol! zu seiner Unterstützung einen 
Arbeitskreis Diakonie berufen aus seinen Mitgliedern und 
Vertretern der diakonischen Einrichtungen und Gruppen 
im Bereich der Gemeinde. 

§8 

Finanzausschuß 

1. Der Finanzausschuß bereitet den Haushaltsplan vor und 
berät über alle Anträge und Vorlagen mit finanzieller Aus­
wirkung, für die der Haushaltsplan keine Deckung vor­
sieht Er kann darüber hinaus alle anderen Angelegenhei­
ten mit finanziellen Auswirkungen für die Kirchengemeinde 
beraten und Empfehlungen aussprechen. 

2. Der Finanzausschuß entscheidet im Rahmen seines Auf­
gabenbereiches über 

2.1 die Ausleihung von Geldern bis zu DM 10000,- im 
Einzelfall, 

2.2 die Ermäßigung von Gebühren und Entgelten im Rah­
men der Gebühren- und Benutzungsordnungen im 
Einzelfall, 

2.3 die Stundung, Niederschlagung und den Erlaß von 
Forderungen bis zu DM 1000,- im Einzelfall, 

2.4 die Gewährung von freiwilligen Leistungen im Rahmen 
der Haushaltsplanansätze bis zu DM 2000,- im Einzel­
fall. 

2.5 die Verwendung von Mitteln aus Rücklagen bis zu DM 
10000,- im Einzelfall, 

2.6 den Abschluß von Wartungsverträgen, mit Ausnahme 
der in § 10 Abs. 2.3 genannten Verträge. 

§9 

Personalausschuß 

Der Personal ausschuß berät über den Stellenplan und alle 
Personalangelegenheiten. Er entscheidet im Rahmen des 
Haushaltsplanes über die Einstellung, die Einstufung, die 
Höhergruppierung und die einvernehmliche Beendigung des 
Dienstverhältnisses der Mitarbeiter im Angestellten- und son­
stigen Arbeitsverhältnis einschließlich der Zivildienstleisten­
den, Auszubildenden und Praktikanten und gibt ihnen ihre 
Dienstanweisungen. Ausgenommen sind die unter § 17 Abs. 
1.5 genannten Reinigungskräfte. 

Die Besetzung folgender Stellen bleibt jedoch dem Presbyte­
rium vorbehalten: 

9.1 hauptamtliche Kirchenmusiker, 

9.2 Küster, 

9.3 Jugendreferenten und Gemeindehelfer, 

9.4 Kindergartenleiterinnen und deren Stellvertreterinnen, 

9.5 Gemeindeamtsleiter und dessen Stellvertreter, 

9.6 Hausmeister 

§10 

Bauausschuß 

1. Der Bauausschuß berät über die Unterhaltung aller Grund­
stücke, Gebäude und baulichen Anlagen der Kirchenge­
meinde, die Planung und Durchführung von Bau- und Un­
terhaltungsmaßnahmen und den Abbruch von Gebäuden 
und Gebäudeteilen. 

2. Der Bauausschuß entscheidet im Rahmen seines Auf­
gaben bereiches über 
2.1 die Durchführung von Bau- und Unterhaltungsmaß­

nahmen im Rahmen des Haushalts- bzw. des Kosten­
deckungsplanes, 

2.2 die Abnahme von Bauten nach § 55 Abs. 1 der Verwal­
tungsordnung, 

2.3 den Abschluß von Wartungsverträgen im Bereich von 
Haustechnik und Sicherheit. 

3. Wo es aus ökologischen Gründen sinnvoll erscheint, soli 
der Umweltausschuß, soweit vorhanden, beratend betei­
ligt werden. Der Umweltausschuß ist zu beteiligen, wenn 
er es für eine bestimmte Maßnahme veriangt. 

§ 11 

Verfahren der Ausschüsse 

1. Berührt eine Angelegenheit den Zuständigkeitsbereich 
mehrerer Ausschüsse und gelangen sie zu unterschiedli­
chen Auffassungen in derselben Sachfrage oder kommt 
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eine Einigung über die Zuständigkeit nicht zustande, so 
entscheidet das Presbyterium. 

2. Beschlüsse von Ausschüssen, denen Angelegenheiten zur 
Entscheidung übertragen sind, dürfen erst ausgeführt 
werden, wenn innerhalb der Frist von einer Woche nach 
Zustellung des Protokolls der Ausschußsitzung weder der 
Vorsitzende des Presbyteriums noch 1/4 der Mitglieder 
des Presbyteriums schriftlich und unter Angabe der Grün­
de beim Gemeindeamtsleiter eine Beratung im Presbyteri­
um verlangt, die in seiner nächsten Sitzung stattfinden 
muß. Abs. 3 bleibt unberührt. 

3. Verletzt der Beschluß eines Ausschusses, dem eine Ange­
legenheit zur Entscheidung übertragen ist, das geltende 
kirchliche Recht einschließlich dieser Satzung, so hat der 
Vorsitzende des Presbyteriums den Beschluß zu bean­
standen und seine Ausführung bis zu einer Entscheidung 
des Presbyteriums auszusetzen. 
Bestätigt das Presbyterium den Beschluß des Ausschus­
ses, so ist nach § 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Verwaltungs­
ordnung zu verfahren, es sei denn, es lag lediglich ein Ver­
stoß gegen diese Satzung vor. 

4. Die Mitglieder des Presbyteriums können an allen Sitzun­
gen der Ausschüsse teilnehmen. Ihnen kann vom Aus­
schuß Rederecht gewährt werden. Der Vorsitzende des 
Presbyteriums nimmt stimmberechtigt teil. 

5. Wird in einem Ausschuß ein Antrag beraten, den ein Mit­
glied des Presbyteriums gestellt hat, das dem Ausschuß 
nicht angehört, so ist es zur Sitzung einzuladen und kann 
sich an der Beratung beteiligen. 

6. Auf die Ausschüsse sind die Art. 116 Abs. 2 und 3 und 
Art. 117 bis 122 Kirchenordnung entsprechend anzuwen­
den. 

7. Im Einzelfall können die Ausschüsse einzelne oder alle 
Tagesordnungspunkte entsprechend der Kirchenordnung 
für öffentlich erklären. 

Abschnitt 11 

Verwaltung der Kirchengemeinde 

§12 

Grundsatz 

Die Verwaltung der Kirchengemeinde liegt beim Presbyterium, 
seinem Vorsitzenden und den Kirchmeistern. Sie führen ihre 
Aufgaben mit Hilfe des Gemeindeamtes durch. 

§13 

Aufgaben des Vorsitzenden 

Der Vorsitzende des Presbyteriums erledigt alle Aufgaben, die 
ihm auf Grund gesetzlicher Vorschriften übertragen sind. 

Er entscheidet darüber hinaus über die Gewährung von Erho­
lungsurlaub und Arbeitsbefreiung gemäß Bundesangesteliten­
tarif/KF, von unbezahltem Sonderurlaub bis zu einer Woche 
und die Genehmigung von Dienstreisen für die Kirchenbeam­
ten, Angestellten, Arbeiter und Mitarbeiter in der Ausbildung. 

§14 

Aufgaben der Kirchmeister bei sachlicher Unterteilung 

1. Der Finanzkirchmeister führt die Aufsicht über das Haus­
halts-, Kassen und Rechnungswesen der Kirchengemeinde. 

2. Der Baukirchmeister führt die Aufsicht über die Grund­
stücke, Gebäude, Geräte und andere Vermögensstücke 
der Kirchengemeinde. 

§15 

Übertragung des Schriftverkehrs 

1. Der amtliche Schriftverkehr in Verwaltungsangelegenhei­
ten wird dem Gemeindeamtsleiter, im Vertretungsfall dem 
stellvertretenden Gemeindeamtsleiter übertragen. Die 
Übertragung des Schriftverkehrs schließt die Befugnis zur 
abschließenden Zeichnung ein. 

2. Die Übertragung des Zeichnungsrechts gilt für den ge­
samten Schriftverkehr mit folgenden Ausnahmen: 
2.1 die Unterzeichnung der ProtokoHbuchauszüge nach 

Art. 124 Kirchenordnung und der in Art. 125 Kirchen­
ordnung bezeichneten Urkunden, 

2.2 die Unterzeichnung aller förmlichen Rechtsbescheide, 
gleichgültig, ob die Bescheide einem Rechtsmittel 
unterliegen oder nicht, 

2.3 die Unterzeichnung von Schreiben, die solche rechts­
geschäftlichen Erklärungen beinhalten, die nach Art. 
125 Kirchenordnung in Urkundsform abzugeben sind, 

2.4 die Unterzeichnung von Schreiben, deren abschließen­
de Zeichnung der Vorsitzende des Presbyteriums sich 
im Einzelfall vorbehalten hat. 

3. Der Gemeindeamtsleiter zeichnet den Schriftverkehr "im 
Auftrag". 

4. Der Gemeindeamtsleiter übernimmt bei der Führung des 
Schriftwechsels die Verantwortung für die Ordnungs­
mäßigkeit der von ihm unterzeichneten Schriftstücke. 

§16 

Aufgabe des Gemeindeamtes 

1. Das Presbyterium überträgt dem Gemeindeamt die Ge­
schäfte der laufenden Verwaltung der Kirchengemeinde; 
dazu gehören insbesondere 
1 .1 die Führung der Kirchenbücher gemäß Art. 69 Abs. 5 

Kirchenordnung, 
1 .2 das kirchliche Meldewesen, 
1.3 die Bearbeitung der Personalangelegenheiten, 
1.4 das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, 
1.5 die Vermögensverwaltung, einschließlich der Anle-

gung von Geldern in Absprache mit dem Kirchmeister, 
1.6 die Grundstücks- und Bauverwaltung, 
1 .7 die Bearbeitung von Kirchensteuerangelegenheiten, 
1.8 die Erhebung von Gebühren und Benutzungsentgel-

ten, 
1.9 die Versicherungsangelegenheiten, 
1.10 die Verwaltung der rechtlich unselbständigen Einrich­

tungen, 
1 .11 die Verwaltung der Kollektensammlungen und Gaben, 
1 .12 allgemeine Verwaltungs- und Organisationsaufgaben. 

2. Als laufende Verwaltungsgeschäfte gelten nicht Ange­
legenheiten von besonderer Bedeutung und außerge­
wöhnliche Geschäfte. 

3. Das Presbyterium kann dem Gemeindeamt weitere Aufga­
ben übertragen. 

§17 

Aufgaben des Gemeindeamtsleiters 

1. Die Geschäfte des Gemeindeamtes führt der Gemeinde­
amts/eiter. Ihm obliegen insbesondere: 
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1.1 die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des 
Presbyteriums und der Ausschüsse sowie die Anord­
nungen nach Art. 123 Abs. 2 Kirchenordnung, 

1 .2 die Ausführung von Weisungen des Vorsitzenden des 
Presbyteriums sowie der Kirchmeister im Rahmen des 
jeweiligen Aufgabenbereiches, 

1.3 die Führung der einfachen Geschäfte der laufenden 
Verwaltung, 

1.4 die Leitung des Dienstbetriebes und die Verteilung der 
Geschäfte im Gemeindeamt, 

1.5 Einstellung und Entlassung von Reinigungskräften für 
Krankheitsvertretungen, 

1 .6 die Erledigung aller sonstigen Aufgaben, die ihm auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften übertragen sind. 

2. Der Gemeindeamtsleiter entscheidet nach pflichtge­
mäßem Ermessen, was einfache Geschäfte der laufenden 
Verwaltung sind. In Zweifelsfällen entscheidet der Vorsit­
zende des Presbyteriums im Benehmen mit dem zuständi­
gen Kirchmeister. 

3. Der Gemeindeamtsleiter erfüllt seine Aufgaben unter der 
Aufsicht des Presbyteriums und in Verantwortung ihm 
gegenüber. 

§18 

Ausführung des Haushaltsplanes 

1. Der Gemeindeamtsleiter hat den Hausha!tsplan im Rah­
men der Beschlüsse des Presbyteriums und der Aus­
schüsse nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit auszuführen. 

2. Der Vorsitzende des Presbyteriums erteilt die Kassenan­
ordnungen. Sachliche Richtigkeit wird vom Finanz­
kirchmeister bestätigt. 

Abschnitt 111 

Schlußbestimmung 

§19 

Veröffentlichungen und Inkrafttreten 

Diese Satzung wird im Kirchlichen Amtsblatt der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland veröffentlicht und tritt am ersten 
Tag des folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Wermelskirchen, den 8. März 1996 

(Siegel) 

(Siegel) 

Nr.8445 

gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 26. März 1996 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Das Landeskirchenamt 

Satzung 
der Ev. Kirchengemeinde Siegburg 

Auf Grund von Art. 7 Abs. 2, Art. 8 Abs. 1, Art. 90 Abs. 3, Art. 
123 Abs. 1, Art. 126 Abs. 2, Art. 128 Abs. 4, Art. 129 der Kir­
chenordnung der Ev. Kirche im Rheinland vom 20. Januar 
1979 gibt sich die Ev. Kirchengemeinde Siegburg folgende 
Satzung: 

§1 

Das Presbyterium 

1. Das Presbyterium ist das Leitungsorgan der Kirchenge­
meinde. 

2. Das Presbyterium ist zuständig für Grundsatzentscheidun­
gen über Zielsetzung, Planung und Durchführung der 
Arbeit in der Gemeinde. 

3. Das Presbyterium tritt in der Regel jeden Monat zusam­
men. 

4. Das Presbyterium kann sich eine Geschäftsordnung ge­
ben. 

5. Das Presbyterium überträgt Aufgaben an Fachausschüsse 
nach Maßgabe dieser Satzung. Es koordiniert die Arbeit 
der Ausschüsse. Es kann den Ausschüssen Weisungen 
erteilen. 

6. Das Presbyterium kann im Einzelfall die Entscheidung an 
sich ziehen und die Beschlüsse der Fachausschüsse mit 
einfacher Mehrheit aufheben oder abändern. 

7. Dem Presbyterium bleiben alle Entscheidungen vorbehal­
ten, für die eine kirchenaufsichtliehe Genehmigung oder 
Bestätigung vorgeschrieben ist. 

8. Die Amtszeit des/der Vorsitzenden des Presbyteriums 
beträgt in der Regel 2 Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

§2 

Die Ausschüsse 

1. Das Presbyterium bildet folgende ständige Fachausschüsse: 
1.1 den Ausschuß für Theologie, Gottesdienst und Kir-

chenmusik, 
1 .2 den Ausschuß für kirchliche Dienste, 
1.3 den Finanzausschuß, 
1 .4 Bauausschuß, 
1 .5 den Personalausschuß, 
1.6 den Ausschuß für die Arbeit mit Kindern und Jugendli­

chen. 

2. Das Presbyterium kann weitere Ausschüsse für bestimmte 
Aufgaben bilden. 

3. Die Fachausschüsse sollen insbesondere tür Grund­
satzentscheidungen des Presbyteriums die nötige Vorar­
beit leisten. 

§3 

Zusammensetzung der Fachausschüsse 

1. In die Fachausschüsse soll das Presbyterium berufen 
1.1 Pfarrer und Pfarrerinnen, Pastoren und Pastorinnen, 
1.2 Presbyter und Presbyterinnen, 
1.3 sachkundige Gemeindeglieder, 
1.4 fachkundige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. 

2. Alle Mitglieder des Presbyteriums haben, nach Rückspra­
che mit dem/der Fachausschußvorsitzenden, das Recht, 
an den Ausschußsitzungen teilzunehmen. 
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3. Alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen haben Rederecht in 
den ihren Arbeitsbereich betreffenden Angelegenheiten. 

5. Die Anzahl der in die einzelnen Fachausschüsse zu beru­
fenden Mitglieder legt das Presbyterium fest. Dabei soll 
die Zahl der Mitglieder aus dem Presbyterium in der Regel 
höher sein als die Zahl der Nichtmitglieder des Presbyte­
riums. 

6. Die Amtszeit der Ausschüsse beträgt vier Jahre. Die Mit­
gliedschaft in einem Fachausschuß endet unabhängig von 
der Amtszeit 
- für Presbyter und Presbyterinnen mit dem Ausschei­

den aus dem Presbyterium 
- für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit der Beendi­

gung des Dtenst-, Arbeits- oder Ausbiidungsverhält­
nisses, 

- für sachkundige Gemeindeglieder mit dem Verlust der 
Gemeindezugehörigkeit. 

Wiederwahl ist möglich. 

7. Im übrigen getten für die Mitglieder der Fachausschüsse 
Art. 83 Abs. 3, Art. 84 Abs. 4, Art. 85 Abs. 3 und 4 KO. 
Mitglieder von Fachausschüssen, die noch nicht das 18. 
Lebensjahr vollendet haben, nehmen nur mit beratender 
Stimme teil. 

§4 

Vorsitz in den Fachausschüssen 

1. Das Presbyterium wählt den Vorsitzenden oder die Vorsit­
zende. 

§5 

Ausschuß für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik 

1. Der Ausschuß für Theologie, Gottesdienst und Kirchenmu­
sik berät über Fragen der Theologie, des Gottesdienstes, 
der Amtshandlungen und der Kirchenmusik. 

2. Der Fachausschuß berät das Presbyterium in allen Fragen 
des gottestdienstlichen Lebens in der Gemeinde (Abend­
mahls- und Taufpraxis, Gottesdienstzeiten, ökumenische 
Gottesdienste, Wegfall und Neueinrichtung von Gottes­
diensten, Gestaltung der Gottesdiensträume u. a.). Der 
Ausschuß unterstützt und begleitet die Erprobung von 
Gottesdiensten in neuer Gestalt durch Projektgruppen. 

3. Der Fachausschuß bereitet theologische Grundsatzent­
scheidungen vor, die im Presbyterium getroffen werden. 

§6 

Ausschuß für kirchliche Dienste 

1. Der Ausschuß für kirchliche Dienste berät über alle diako­
nischen Aufgaben der Kirchengemeinde und sorgt für die 
Zusammenarbeit mit anderen Trägern diakonischer Ein­
richtungen und mit den Trägern der öffentlichen Fürsorge 
im Bereich der Kirchengemeinde, des Kirchenkreises und 
der zuständigen Kommunalverwaltung. 

2. Der Fachausschuß entscheidet im Rahmen seines Auf­
gaben gebietes über 
2.1 die Grundsätze für die Verteilung von Diakoniemitteln, 
2.2 die Gewährung von Unterstützung aus Diakoniemitteln 

im Rahmen der im Haushaltsplan vorgesehenen Beträ­
ge; der Ausschuß verfügt außerdem über die im Haus­
haltsplan für die Einzelpläne 0 (nur Abschnitt 02 - all­
gemeiner kirchenmusikalischer Dienst, Chor, Posau­
nenchor - und Abschnitt 030.01-04-Gemeindefeste 

und Aussiedlerarbeit), 1 (außer Abschnitt 11 - Dienst 
an der Jugend), 2 (außer Abschnitt 221 - Kindertages­
stätten), 3 und 5 vorgesehenen Mittel für Sachausga­
ben bis zu 1000,- DM je Einzelausgabe. 
Der Vorsitzende des Fachausschusses kann in unvor­
hergesehenen Notfällen in Absprache mit dem Vorsit­
zenden des Presbyteriums eine Hilfe bis 500,- DM 
gewähren, 

2.3 die Zweckbestimmung der gemeindeeigenen Kollek­
ten. 
Der Fachausschuß schlägt dem Presbyterium die Aus­
wahl der Kollekten vor. 

3. Der Fachausschuß beschäftigt sich mit den sozialen Fra­
gen im Gemeindegebiet. Er gibt entsprechende Impulse 
für Aktivitäten in der Kirchengemeinde. 

4. Der Fachausschuß ist zuständig für die Kontakte zur Part­
nergemeinde und die Förderung der ökumenischen Zu­
sammenarbeit. 

5. Der Fachausschuß entscheidet im Rahmen seines Aufga­
bengebietes über Konzeption, Planung und Durchführung 
von Veranstaltungen mit Erwachsenen aller Altersstufen 
wiez. B. von 
- Gesprächskreisen, 
- Treffen mit Flüchtlingen, 
- Treffen mit Aussiedlern, 
- Besuchsdiensten, 
- Veranstaltungen der Erwachsenenbildung. 

6. Der Ausschuß für kirchliche Dienste hält Kontakt zu den 
Altenheimen in der Gemeinde; zu seinem Aufgabenbe­
reich gehört die Gewährleistung der Krankenhausseelsor­
ge. 

7. Der Fachausschuß ist bei der Einstellung neuer Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen im diakonischen Bereich zu hören. 

§7 

Finanzausschuß 

1. Der Finanzausschuß trifft in Zusammenarbeit mit den kas­
senführenden Stellen (Verwaltungsamt, Gemeindeamt) 
und nach Anhörung der anderen Fachausschüsse, die 
Vorbereitungen zur Feststellung des Haushaltsplanes'der 
Kirchengemeinde. 

2. Er überwacht die Einhaltung des Haushaltsplanes und 
berichtet dem Presbyterium auf Anforderung über den 
Stand der Einnahmen und Ausgaben. 

3. Der Finanzausschuß berät das Presbyterium bei der Be­
schlußfassung in allen mit finanziellen Folgen verbunde­
nen Angelegenheiten, es sei denn, die Zuständigkeit eines 
anderen Fachausschusses sei gegeben. 

4. Der Fachausschuß verfügt über die im Haushaltsplan vor­
gesehenen Mittel, soweit sie nicht in die Zuständigkeit 
eines anderen Fachausschusses gehören, bis zu 1000,­
DM je Einzelausgabe. 

§8 

Bauausschuß 

1. Der Bauausschuß entscheidet im Rahmen seines Aufga­
bengebietes über 
1.1 die Durchführung der Bauunterhaltung (Reparatur-, 

Renovierungs- und Sanierungsarbeiten), die keiner kir­
chenaufsichtlichen Genehmigung bedürfen und für die 
im Haushaltsplan Mittel bereitgestellt sind, 

Fortsetzung auf Seite 123 
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1.2 den Abschluß von Wartungsverträgen, 
1.3 die Vergabe von Reparaturen und Anschaffungen im 

Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

2. Weiter gehören zu den Aufgaben des Bauausschusses 
2.1 die Vorbereitung von Bauvorhaben, 
2.2 die jährliche Baubegehung aller bebauten und unbe­

bauten Grundstücke, 
2.3 der Vorschlag für die benötigten Haushaltsmittel der 

Bauunterhaltung, 
2.4 die Überwachung der gemeindeeigenen Gebäude und 

die Sorge dafür, daß ihre Nutzung ohne Einschränkung 
geWährleistet ist (Art. 20 KO), 

2.5 die Sorge für eine gesunde Umwelt bei allen Maßnah­
men. 

§9 

Personalausschuß 

1. Der Personalausschuß berät über alle Personalfragen und 
ist Ansprechpartner für die Mitarbeitervertretung. 

2. Er entscheidet im Rahmen seines Aufgabenbereiches in 
Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Fachaus­
schüssen über 

2.1 den Entwurf von Dienstanweisungen und Arbeitsplatzbe­
schreibungen, sofern nicht ein anderer Fachausschuß 
dafür zuständig ist, 

2.2 er bereitet die dem Presbyterium zustehenden Personal­
entscheidungen, Stellenausschreibungen, Einstellungen 
von Bewerbern und Bewerberinnen etc. vor. Er ist zustän­
dig für die Einstellung von Praktikanten und Vorpraktikan­
ten. 

3. Zu Einstellungsgesprächen des Personalausschusses 
wird ein Mitglied der Mitarbeitervertretung eingeladen, 
soweit die anstehende Maßnahme der eingeschränkten 
Mitbestimmung nach dem Kirchengesetz über Mitarbeiter­
vertretungen in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
(MVG-EKiR) unterliegt. Im übrigen wird auf § 34 Abs. 1 
Satz 3 MVG-EKiR verwiesen. 

§10 

Ausschuß für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 

1. Der Jugendausschuß berät das Presbyterium bei der Be­
schlußfassung in allen Angelegenheiten der Kinder- und 
Jugendarbeit sowie der kirchlichen Unterweisung. 

2. der Jugendausschuß setzt sich zusammen aus: 
- den in der Jugendarbeit haupt- und nebenberuflich 

tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
- zwei vom Presbyterium zu bestimmenden Presbyterin­

nen oder Presbytern, 
- den für die Jugendarbeit und die kirchliche Unterwei-

sung zuständigen Pfarrern und Pfarrerinnen, 
- drei ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Bei der Besetzung des Jugendausschusses soll darauf 
geachtet werden, daß alle Gemeindebezirke vertreten 
sind. 
Als beratende Mitglieder können Praktikantinnen und 
Praktikanten sowie Vikarinnen und Vikare berufen werden. 

3. Er koordiniert die verschiedenen Formen dieser Arbeit in 
der Gemeinde und begleitet die haupt-, neben- und 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrer 
Tätigkeit. 
Der Fachausschuß berät im Rahmen seines Aufgabenge­
bietes über 

- die Aufstellung des Entwurfs der Dienstanweisung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Kinder- und 
Jugendarbeit, 

- die Einstellung und Entlassung von Praktikantinnen 
und Praktikanten, 

- die Planung und Durchführung von Freizeiten, 
- die Teilnahmen von haupt- und nebenamtlich tätigen 

MItarbeiterinnen und Mitarbeitern an Fortbildungs­
maßnahmen, 
die Öffnungszeiten der Einrichtungen. 

4. Der Jugendausschuß verfügt über die im Haushaltsplan 
für den Einzelplan 1 Abschnitt 11 vorgesehenen Mittel für 
Sachausgaben bis zu 1000,- DM je Einzelausgabe; dabei 
ist für Beschlüsse die einfache Stimmenmehrheit der zum 
Presbyteramt in der Gemeinde befähigten Ausschußmit­
glieder erforderlich. 

5. Der Fachausschuß bemüht sich um die Einbindung der 
Kinder- und Jugendarbeit in die Kirchengemeinde und för­
dert die Erklärung und die Verkündigung des christlichen 
Glaubens in altersgemäßer Form. 

§ 11 

Verfahren der Fachausschüsse 

1. Fachausschüsse werden unter Beifügung der Tagesord­
nung und ggf. notwendiger Unterlagen in der Regel eine 
Woche vorher vom/von der Vorsitzenden einberufen. Auf 
Antrag von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder 
muß der Fachausschuß innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen einberufen werden. Die Einladungen gehen an die 
Mitglieder des jeweiligen Fachausschusses. 

2. Nur die berufenen Mitglieder eines Fachausschusses sind 
stimmberechtigt. 

3. Berührt eine Angelegenheit den Zuständigkeitsbereich 
mehrerer Fachausschüsse, und gelangen sie zu unter­
schiedlichen Auffassungen in derselben Sachfrage, oder 
kommt eine Einigung über die Zuständigkeit nicht zustan­
de, so entscheidet das Presbyterium. 

4. Für den Ablauf der Fachausschußsitzungen gilt die Ge­
schäftsordnung des Presbyteriums, sofern nichts anderes 
geregelt. 

5. Verletzt der Beschluß eines Fachausschusses das gelten­
de kirchliche Recht, so hat der/die Vorsitzende des Pres­
byteriums den Beschluß für ungültig zu erklären. 

6. Über jede Sitzung eines Fachausschusses ist ein mög­
lichst kurzes Protokoll anzufertigen. 

7. Die Protokolle der Fachausschüsse sind gesammelt mit 
der Einladung zur nächsten Sitzung an alle Mitglieder des 
Presbyteriums zu versenden. 
Fachausschußmitglieder, die nicht Mitglied des Presbyteri­
um sind erhalten die jeweiligen Fachausschußprotokolle. 

8. Die Sitzungen der Fachausschüsse sind nicht öffentlich. 
Mitglieder des Presbyteriums haben nach Rücksprache 
mit dem Ausschußvorsitzenden jedoch das Recht, an den 
Sitzungen aller Fachausschüsse mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Der Fachausschuß kann weitere Personen 
zu den Sitzungen einladen. 

9. Über die Ausführungen der Beschlüsse der vergangenen 
Sitzung ist in der folgenden Sitzung zu berichten. 

10. Die Fachausschüsse haben ihren Schriftwechsel mit kir­
chenaufsichtlichen Behörden und Dritten über den/die 
VorsitzendeIn des Presbyteriums zu leiten. 
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11.lm übrigen gelten die Art. 116,3; 117-122 der KO entspre­
chend. 

§ 12 

SchluBbestimmungen 

1. Diese Satzung tritt nach Anhörung des Kreissynodalvor­
standes und nach Genehmigung durch die Kirchenleitung 
am ersten Tag des auf die Veröffentlichung im kirchlichen 
Amtsblatt folgenden Monats in Kraft. 

2. Änderungen dieser Satzung sind durch den Beschluß des 
Presbyteriums mit der Mehrheit seiner Mitglieder und 
Genehmigung des Landeskirchenamtes möglich. 

3. Diese Satzung und deren Änderungen sind im kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Siegburg, 13. Oktober 1995 

Das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Siegburg 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Genehmigt 

(Siegel) 
Nr.5785 

Düsseldorf, den 21. März 1996 

Evangelische Kirche im Rheinland 

Das Landeskirchenamt 

Bestandene Theologische Prüfungen 
im Frühjahr 1996 

Nr.8651 Az. 13-1-4 Düsseldorf, 21. März 1996 

Die Erste Theologische Prüfung haben bestanden die Studen­
tinnen/Studenten der Theologie: 

AI enfe I der, Beate aus Bonn 
An der s, Gerlinde aus Mülheim/Ruhr 
Ba c h, Martin aus Neckarshausen 
Bauhaus, Rainer aus Bonn 
Ba w u I ski, Silke aus Wuppertal 
B ü h ne, Stefanie aus Wuppertal 
Bus c h, Gunda aus Heidelberg 
Bus c h, Ruthild aus Erkrath 
Bus c h man n, Simone aus Wuppertal 
Bus h e, Rainer aus Duisburg 
Ei c h n er, Jens aus Radevormwald 
H aar man n, Michael aus Bochum 
H e d k e, Antje aus Wuppertal 
H 0 u b a, Volker aus Köln 
J e I t s c h, Dietrich aus Bonn 
Jordan -Sc h öler, Sabine aus Königswinter 
Kai i s c h, Michael aus Dußlingen 
K i e h n e I, Judith aus Heidelberg 
Kur 0 p k a, Nicole aus Wuppertal 
Lab 0 w, Dagmar aus Münster 
L öhr, Bernd aus Wuppertal 
Mayer, Sven aus Königswinter 
Mo s k 0 P f, Anke aus Tübingen 

Nix, Stefan aus Bonn 
01 b r i s c h, Gereon Johannes aus Wuppertal 
Pet s c h, Anne aus Eppelheim 
Pötter, lnke aus Bonn 
Rei mann, Jürgen aus Bonn 
R ich t er, Mary-Sabine aus Bochum 
R 0 sen, Armin aus Bochum 
Ru d 0 I P h, Frank aus Tübingen 
Sc h ä f er, Anke aus Wermelskirchen 
vom Scheidt, Thomas aus Hamburg 
Schm itz-Dowidat, Annette aus Bonn 
Sc h n i tz i u s, Jönk aus Wuppertal 
S c h u c h t, Christian aus Dinslaken 
Sc h wa b, Elisabeth aus Düsseldorf 
S 0 m m e r fe I d, Birgit aus Euskirchen 
Sonnenberger, Dietrich aus Marburg 
S t a m m, Volker aus Bochum 
Sie i dei, Ulf aus Essen 
vo n St u ckrad - Barre, Ute aus Heidelberg 
T rum p, Manuela aus Münster 
Weber, Karin aus Aßlar 
Weitenhagen , Holger aus Siegburg 

Die Zweite Theologische Prüfung haben bestanden die Vika­
rinnenNikare: 

A h I man n, Frank aus Köln 
Be u c k er, Manuela aus Wuppertal 
B I an ke nstei n, Lutz aus Köln 
Brand n er, Doerthe aus Bonn 
Brei d en bac h, Dirk aus Wuppertal 
B ü n ger, Hartmut aus Mettmann 
B ü n ger, Manuela aus Mettmann 
Döhrer, Andrea aus St. Augustin 
o rah t, Jürgen aus Düsseldorf 
Ed i nger, Frank aus Bonn 
Ehr h ar d t, Andrea aus Anhausen 
Fe der w i s c h, Ralf aus Kaarst 
Fr i c k e, Martin aus Düsseldorf 
F ü rh off, Jörg aus Krefeld 
Ge e se, Claudia aus Mülheim/Ruhr 
Gerste n berg er, Cordula aus Krefeld 
Ge y er, Jörg aus Krefeld 
G i e r k e, Irene aus Krefeld 
Goll ub, Jürgen aus Bonn 
G ü t her, Eva Elsbeth aus Remscheid 
H asebri n k, Katrin aus Krefeld 
Hasen berg, Birgit aus Schwelm 
Hel b i g, Christoph aus Wuppertal 
H i I t n er, Jörg aus Saarbrücken 
H 0 u ba, Anja aus Köln 
J u r kat, Sandra aus Saarbrücken 
Kautz, Thomas aus Wuppertal 
K ern, Carsten aus Wuppertal 
K i tz e I, Bettina aus Neunkirchen 
K 0 ß man n, Frederic aus Duisburg 
K 0 wal ski, Detlef aus Oberhausen 
Kr aus e, Bernd aus Bochum 
Kr au ß, Anke aus Köln 
Kuckelsberg, Martin aus Zell/Mosel 
Kuh! end a h I, Michaela aus Wuppertal 
Lei p hol z, Sabi ne aus Bad Neuenahr 
Lermen- Puschke, Andrea aus Dorsheim 
L ö t t ger s, Mechthilde aus Altena 
Lo hfi n k, Ralf aus Bonn 
Lütkemeier, Michael aus Köln 
M a r h ö f er, Thomas aus Morsbach 
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Matt in 9 - F u c ks, Almut aus St. Augustin 
M eie r, Frauke aus Jülich 
Me 1 zer, Ulrich aus Bad Neuenahr 
Me y e r- C lau s, Daniela aus Wuppertal 
M ich e I, Markus aus Simmern 
Müll er, Ulrich aus Wuppertal 
Neu, Christian aus Bonn 
Neu b e rt, Dorothee aus Wuppertal 
N e v e I i n g, Birg!t aus Duisburg 
Oberdörster, Ulrich aus Bonn 
o p j t z, Michael aus Düsseldorf 
Peters, Tom aus Troisdorf 
Plaatje, Britta aus Köln 
Q u i s k e, Jürgen aus Straßenhaus 
Ruh I, Olaf aus Wuppertal 
Schatz- H ursch mann, Renate aus Solingen 
Sc h I i c k, Michael aus Wuppertal 
Sch merkotte, Martin aus Köln 
Sc h ö n, Winfried aus Krefeld 
Schwabe-Bau meister, Jens aus Essen 
Soo s, Ulrich aus Wuppertal 
S p eie r, Holger aus Bergheim 
S tau d t e, Julia aus Euskirchen 
S t ö c k er, Andreas aus Nümbrecht 
Tu mmoszeit, Jörg aus Bonn 
Vah re n horst, Petra aus Wuppertal 
Vo ß kam p, Christa aus Essen 
Wal be r, Jutta aus Pulheim 
War n k e, Jens aus Mülheim-Kärlich 
Wer n er, Thomas aus Andernach 
W i I hel m, Harald aus St. Augustin 
W i t tin g, Daniel aus Pul heim 

An dem Kolloquium nach § 7 Abs. 4 des Pfarrerausbildungs­
gesetzes haben erfolgreich teilgenommen: 
Giering, Martin 
Masanek, Ivo 
Mitze, Sonja 
von Stuckrad-Barre, Ernst Ulrich 
Voll mer, Reinhard 

An den Vorprüfungen in Bibelkunde, Philosophie, Religions­
wissenschaft, Soziologie, Psychologie und Pädagogik haben 
53 Studentinnen/Studenten teilgenommen. 

Das Landeskirchenamt 

Kirchlicher Hilfsdienst 

Nr. 9356 Az. 13-1-6 Düsseldorf, 21. März 1996 

In den kirchlichen Hilfsdienst als Pastorin/Pastor wurden auf­
genommen: 

zum 1. April 1996: 
A h I man n, Frank 
Artman n, Antje 
Beucker, Manuela 

B I a n k e n s t e j n, Frank Lutz 
B öc kler, Annette 
B ran d ner, Doerthe 
Breiden bach, Dirk 
B ü n ger, Hartmut 
Bü nger, Manuela 
Draht, Jürgen 
Döhrer, Andrea 
Federwisch, Ralf 
Förster, Thomas 
Fr i c k e, Martin (im eingeschränkten Dienstverhältnis - 50 %) 
Gersten berger, Claudia 
Geyer, Jörg 
Gi e r k e, Irene (im eingeschränkten Dienstverhältnis - 50 %) 
Gollub, Jürgen 
Güther, Eva Elsbeth 
Hel b i g, Christoph 
Hiltner, Jörg 
Houba, Anja 
J u r kat, Sandra (im eingeschränkten Dienstverhältnis - 50 %) 
Kautz, Thomas 
K ern, Carsten 
Kitzel, Bettina 
Kowalski, Detlef 
Krause, Bernd 
K uckel sberg, Martin 
Leipholz, Sabine 
Le rmen - P usc h ke, Andrea 

(im eingeschränkten Dienstverhältnis - 50 %) 
Löttgers, Mechthilde 
Loh f i n k, Ralf 
Lütkemeier, Michael 
M arhöfer, Thomas 
Mattl ng-Fucks, Almut 

(im eingeschränkten Dienstverhältnis - 50 %) 
Meier, Frauke 
Meyer-Claus, Daniela 
Müll er, Ulrich 
Neu, Christian 
N e v e I i n g, Birgit 
Oberdörster, Ulrich 
Opitz, Michael 
Otten, Udo 
Peters, Tom 
Quiske, Jürgen 
Ruhl, Olaf 
Schaake, Silvia 
Schaller, Rahel 
S c hat z - H urs c h man n, Renate 
Sc h merkotte, Martin 
Sc h m itt, Torsten 
Schön, Winfried 
Schwabe- Bau meister, Jens 
Simon, Anne 
Soos, Ulrich 
Spei er, Holger 
Stöcker, Andreas 
Tummoszeit, Jörg 
Vah re n ho rst, Petra 
Voß kamp, Christa 
Wal ber, Jutta 
Wenzel, Gerhard 
Werner, Thomas 
Wilhelm, Harald 
W i tt i n g, Daniel 

Das Landeskirchenamt 
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Kirchlicher Vorbereitungsdienst 

Nr. 9355 Az.. 13-1-5 Düsseidorf, 21. März 1996 

In den Vorbereitungsdienst als VikarinNikar wurden aufge­
nommen: 

zum 1. April 1996: 

Anders, Gerlinde 
Bauhaus, Rainer 
Baumgardt, Eva 
Brendler, Gunnar Herwig 
B ü h n e, Stefanie 
Bus c h, Ruthild 
Bushe, Rainer 
Eichner, Jens 
F i e t z, Ursula Ghristiane 
Fried end orff, Martina 
Haarmann, Michael 
Hedke, Antje 
Hintz, Guido 
I mi g, Kornelia 
J eltsch, Dietrich 
Kalisch, Michael 
Ki eh ne I, Judith 
Klose, Natascha 
Korn, Stefan 
Leistner, Stefan 
Mayer, Sven 
M eiß bur ger, Frank 
01 b r i sc h, Gereon Johannes 
Plagge, Andreas 
Pötter, Inke 
R ich t er, Mary-Sabine 
Rosen, Armin Arno 
Ru d 0 I P h, Frank Werner 
Saal man n, Antje 
Sch irrmach er, Freimut 
Schnitzius, Jönk 
Sc h rader, Susanne 
Sch uc ht, Ghristian 
Schwab, Elisabeth 
Sie gel, Karsten 
von Stuckrad-Barre, Ernst Ulrich 
vo n Stu ckrad - Barre, Ute 
Tillman, Thomas 
T ö p e I, Wo!fgang 
Weber, Karin 
Wenze!, Elisabeth 
With ött, Rainer 
Zechlin,Olaf 

zum 1. Mai 1996 

Klatt, Thomas 

zum 1. Juli 1996: 

Bock-Fersing, Martin 

Einstellung von Auszubildenden für den Beruf 
der Kirchlichen Verwaltungsfachangestellten 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
zum 1. August 1997 

Nr. 10979 Az.. 13-15-2-1 Düsseldorf, 11. April 1996 

Der Rückgang der Zahl der Ausbildungsplätze hat in den ver­
gangenen zwei Jahren einen Umfang angenommen, der uns 
darüber nachdenken läßt, ob und wie die Ausbildung von 
Kirchlichen Verwaltungsfachangestellten in Zukunft durchge­
führt werden kann. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit können die Verwaltungslehrgänge für Auszu­
bildende für weniger als zehn Teilnehmende nicht angeboten 
werden. Diese Zahl wird für den Einstellungsjahrgang 1996 
nur knapp erreicht. 

Wir bitten daher bereits jetzt alle Leitungsorgane zu prüfen, 
ob trotz knapper werdender Mittel Ausbildungsplätze für 
Kirchliche Verwaltungsfachangestellte angeboten werden 
können. Dadurch würde auch der zweifellos bestehende mit­
tel- und langfristige Bedarf an qualifizierten Verwaltungsmitar­
beiterinnen und -mitarbeitern gedeckt und der Erhalt dieses 
kirchenspezifischen Ausbildungsganges gesichert werden 
können. 

Die Veröffentlichung der Ausbildungsangebote in den geeig­
neten Medien sowie die Meldung der Ausbildungsplätze bei 
den zuständigen Arbeitsämtern sollte bereits unmittelbar nach 
den Sommerferien erfolgen. Dadurch kann sichergestellt wer­
den, daß die Schulabgänger des Jahres 1997 rechtzeitig 
Kenntnis von diesen Angeboten erlangen können. 

Wir bitten alle Dienststellen, die zum 1. August 1997 ein 
Ausbildungsverhältnis beginnen wollen, uns dies bis zum 
15. September 1996 mitzuteilen. 

Das Landeskirchenamt 

Rheinischer Küstertag und Rüstzeit 
der Arbeitsgemeinschaft 

Rheinischer Küster 

Nr. 11624 Az.. 13-14-1-1 Düsseldorf, 23. April 1996 

Die Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küster führt am 3. Juni 
1996 ihren 95. Rheinischen Küstertag in 47918 Tönisvorst 
durch. Der Gottesdienst beginnt um 10.00 Uhr in der kath. 
Kirche Tönisvorst. Die Predigt wird von Frau Oberkirchenrätin 
Gisela Vogel gehalten. 

Die Tagung wird um 11.00 Uhr in der Festhalle "Merteshof" 
Das Landeskirchenamt fortgesetzt. Eingeladen sind alle haupt- und nebenamtlichen 

Küsterinnen und Küster, die ihren Dienst in der Kirche 
und/oder dem Gemeindehaus verrichten. 

Wir bitten, die Mitarbeiter im Küsterdienst für diese Veranstal­
tung zu beurlauben. Anmeldungen zum Rheinischen Küster­
tag sind zu richten an: 

Herrn Kurt Heuwold 
Wilhelmring 57, 42349 Wuppertal 
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Im Anschluß an den Küstertag veranstaltet die Arbeitsgemein­
schaft vom 4. Juni bis einschließlich 6. Juni 1996 eine Rüst­
zeit im "Haus Bierenbach", in 51581 Nümbrecht-Bieren­
bachtal. Eingeladen sind alle haupt- und nebenamtlichen Mit­
arbeiter im Küsterdienst im Bereich der Ev. Kirche im Rhein­
land. Die Kosten für Unterbringung, Verpflegung, Besichti­
gungsfahrt und weitere Nebenkosten werden sich auf ca. DM 
390,00 belaufen. 

Für Mitglieder übernimmt die Arbeitsgemeinschaft einen Teil 
der Kosten, so daß deren Kostenanteil DM 280,00 beträgt. 

Die Anmeldungen für die Rüstzeit sind zu richten an Küster 

Kurt Heuwold, Wilhelmring 57, 42349 Wuppertai. 

Das diesjährige Rüstzeitthema lautet - Drogen am Arbeits­
platz, auch bei uns? -

Die Rüstzeiten, die von der Arbeitsgemeinschaft Rheinischer 
Küster durchgeführt werden, fördern die innere und fachliche 
Zurüstung der Küsterinnen und Küster. Daher bestehen keine 
Bedenken, wenn der auf die Teilnehmer entfallende Kosten­
anteil unter Beachtung von Nr. 2.3 der Verwaltungsvorschrif­
ten zu § 23 des Landesreisekostengesetzes-KF aus der 
Kasse der Anstellungsgemeinde gezahlt wird. 

Zur Teilnahme an der Rüstzeit soll der Küsterin I dem Küster 
Arbeitsbefreiung im Rahmen des § 18 Abs. 3 der Küsterord­
nung gewährt werden. 

Das Landeskirchenamt 

Bekanntgabe 
eines neuen Kirchensiegels 

Nr. 11763 Az. 11-5-5 Wald 

Kirchengemeinde: Wald 

Kirchenkreis: Solingen 

Düsseldorf, 24. April 1996 

Umschrift des Kirchensiegels: Evangelische Kirchengemeinde 
Wald 

Das landeskirchenamt 

Bekanntgabe über das Außergebrauch­
und Außergeltungsetzen 

eines Kirchensiegels 

Nr. 9768 Az. 11-5-5 Heiligenhaus Düsseldorf, 4. April 1996 

Durch die Aufhebung der 2. Pfarrstelle und der Neueinteilung 
der Pfarrbezirke wird das Normal- und das Kleinsiegel des 5. 
Pfarrbezirkes der Evangelischen Kirchengemeinde Heiligen­
haus, Kirchenkreis Niederberg, mit sofortiger Wirkung außer 
Gebrauch und außer Geltung gesetzt. 

Das Siegel zeigt in der Siegelmitte eine kleine Kirche, aus der 
Quellwasser fließt. Das Quellwasser umspült die Wurzeln 
eines grünenden Baumes als Zeichen einer lebendigen Ge­
meinde. Das Siegel des 5. Pfarrbezirkes trägt als Beizeichen 
im Scheitelpunkt einen Punkt. 

Das landeskirchenamt 
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Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordiniert: 

Pastor im Hilfsdienst Andreas Buddenberg am 31. März 
1996 in der Kirchengemeinde Oüsseldorf-Garath. 

Pastor im Hilfsdienst Knut 0 a h 1- R u d die s am 24. März 
1996 in der Kirchengemeinde Euskirchen. 

Pastor im Hilfsdienst Joachim Oeterding am 10. März 
1996 in der Kirchengemeinde Schmachtendorf. 

Pastor im Hilfsdienst Wolfhard G ü nt her am 31. März 1996 
in der Kirchengemeinde Leverkusen-Küppersteg-Bürrig. 

Pastorin im Hilfsdienst Karin Kaspers-Elekes am 17. 
März 1996 in der Kirchengemeinde Sterkrade. 

Pastorin im Hilfsdienst Claudia K i e h n am 16. März 1996 in 
der Kirchengemeinde Essen-Borbeck. 

Pastor im Hilfsdienst Armin K 0 P per am 24. März 1996 in 
der Kirchengemeinde Heusweiler. 

Vikarin Anke Kr a u ß am 24. März 1996 in der Kirchenge­
meinde Nathanael-Kirchengemeinde Köln-Bilderstöckchen. 

Pastorin im Hilfsdienst Claudia Li n k am 17. März 1996 in 
der Kirchengemeinde Essen-Stoppenberg. 

Pastor im Hilfsdienst Jochen Sc h u I z e am 17. März 1996 in 
der Kirchengemeinde Wald. 

Pastorin im Hilfsdienst Susanne Tr i e b I e r am 8. April 1996 
in der Kirchengemeinde Oellwig-Frintrop-Gerschede. 

Ordiniert als Predigthelfer: 

Predigthelfer Horst G ra b 0 w ski, Gemeinschaftsinspektor 
im Westdeutschen Gemeinschaftsverband, Kirchengemeinde 
Ratingen, Kirchenkreis Oüsseldorf-Mettmann, am 10. März 
1996. 

Predigthelfer Walter Re i man n , Stadtkirchengemeinde 
Solingen, Kirchenkreis Solingen, am 10. März 1996. 

Verlust der in der Ordination begründeten Rechte: 

Bei dem ehemaligen Pastor im Hilfsdienst Wolfgang 0 ö r i n g , 
Essen, ist der Verlust der in der Ordination begründeten 
Rechte aufgrund von § 11 Hilfsdienstgesetz in Verbindung mit 
§ 64 Abs. 1 bund § 66 Abs. 1 c des Pfarrerdienstgesetzes ein­
getreten. 

Berufen / Pfarrstellen: 

Pfarrerin Annette Ra n k zur Pfarrerin des Kirchenkreises 
Aachen (4. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis Seite 86. 

Pfarrer Dr. Johannes 0 e gen, zum Pfarrer der Anstaltskir­
chengemeinde "Hephata" Mönchengladbach, Kirchenkreis 
Gladbach (1. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis Seite 293. 

Pastorin im Sonderdienst Gudrun Sc h lös s er, zur Pfarrerin 
des Kirchenkreises Bad Godesberg (8. Pfarrstelle). Gemeinde­
verzeichnis Seite 297/298. 

Pfarrer Udo BI a n k, zum Pfarrer des Kirchenkreises Saar­
brücken (6. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis Seite 490. 

Pastor im Hilfsdienst Claus-Jörg R ich t er, zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Hennef, Kirchenkreis An Sieg und Rhein (3. 
Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis Seite 510. 

Pastor im Sonderdienst Helmut Ben e den s zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Ketzberg, Kirchenkreis Solingen, (2. Pfarr­
stelle). Gemeindeverzeichnis Seite 538. 

Pastor im Hilfsdienst Erik Z i m me r man n zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Hottenbach und Stipshausen, Kirchenkreis 
Trier. Gemeindeverzeichnis Seite 547. 

Pastor im Sonderdienst Rüdiger Sc h u I z e zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Wadern-Losheim, Kirchenkreis Völklingen 
(2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis Seite 561. 

Berufen / BeamtensteIlen: 

Studienrat i. K. Hagen Be h ren s vom Theodor-Fliedner-Gym­
nasium in Oüsseldorf-Kaiserswerth zum Oberstudienrat i. K. 

Kirchenverwaltungs-Amtsinspektor Hans-Joachim Berg­
we i I er vom Rentamt des Kirchenkreises Wied zum Kirchen­
verwaltungs-Inspektor. 

Kirchenverwaltungs-Obersekretärin Corinna Bi ern at h vom 
Gesamtverband Ev. Kirchengemeinden in Mülheim an der 
Ruhr, Kirchenkreis An der Ruhr, zur Kirchenverwaltungs­
Inspektorin. 

Kirchengemeinde-Sekretärin Elke Eu man n von der Kirchen­
gemeinde Bad Neuenahr, Kirchenkreis Koblenz, zur Kirchen­
gemeinde-Obersekretärin. Gemeindeverzeichnis S. 332. 

Die ehemalige Pastorin im Hilfsdienst Elke Füll man n -
Ost e r tag in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter 
Ernennung zur Pastorin im Sonderdienst und Einweisung in 
die beim Kirchenkreis Trier eingerichtete Sonderdienststelle. 

Landeskirchen-Inspektor Heinz-Gerd F ü t e n in das Kirchen­
beamtenverhältnis auf Lebenszeit. 

Kirchengemeinde-Amtsinspektor Michael Ger I e vom Ge­
meindeverband Koblenz, Kirchenkreis Koblenz, zum Kirchen­
gemeinde-Inspektor. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Thomas Goeke in das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die beim Kirchen­
kreis Jülich eingerichtete Sonderdienststelle. 

Studienrätin i. K. Regine Gör n e r vom Theodor-Fliedner­
Gymnasium in Oüsseldorf-Kaiserswerth zur Oberstudienrätin 
LK. 

Kirchenverwaltungs-Sekretärin Bettina Ha c k e rt vom Ver­
waltungsamt Köln-Südost, Kirchenkreis Köln-Rechtsrhei­
nisch, zur Kirchenverwaltungs-Obersekretärin. 
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Telefonliste 
des Landeskirchenamtes 



Ourchwahl: 
Telefax-Hr. : 

0211 I 4562 (und gewilnschte Nebenstelle) 
0211 I 45 62 - 444 
(0) 110 I Feuerwehr: (0) 112 Polizei: 

A chenbach 
Adamek 
Al schner 
Anders 

8 ank 

Zl. 
306 

1 
60 

119 
257 

Becker, Or. h.c. (H) 218 
Be1er, O.Or.phil.h.c. 103 
Bentheim, von 65 
Bewersdorff 359 
Bibliothek 111 

Bloch, Beate 329 
Bloch, Christlne 
Boerst i nghaus 258 
Boge 370 
Bon1n, von 62 
Bothe, Klaus 156 
Bothe, Wol fgang 224 
Braun 271 
Brod 433 
Brombach, Dr. 256 
Brors 235 
Brümmer 105 
Butenhoff 17 

Cafeteria 
Cao 164 
Coenen·Marx 423 

o amköh 1 er 228 
Debsch 1 nsk 1 302 
Dehnen 167 
Dembek 232 
01ezun 425 
Dotzauer 264 

Orägert 126 
Drasn1 n 239 

Druckerei 16 
DOhr 25 

Ebenfeld 307 
Ebers 205 
Egger 18 
Empfang/Präses 102 
Enders 168 
Engels, Dr. 124 
Eumann 433 

F elst 67 

Freltag / RPA 253 
Freitag 372 

liSt. 
285 
415 
655 
259 
680 
201 
301 
654 
620 
250 
431 
500 
676 
626 
661 
671 
256 
502 
387 
677 
432 
247 
390 
239 
515 
205 
346 
274 
517 
289 
375 
511 
378 
420 
240 
227 
312 
381 
245 
302 
665 
208 
387 
660 
504 
638 

Besprechungsr3ume im Hauptgebäude 
I!. Obergeschop 237 281 

II 1. Obergeschop 340 
IV. Obergescholl 437 236 

Zi. NSt. 
Frels, Dr. 116 249 
Friedrich 406 218 
F fiten 364 628 
Fugmann 59 653 

Galle 17 390 
Garage 410 
Gel f 128 265 
Gll\ser 18 263 
Göhler 251 513 
Golla 9 417 

Graffmann, Dr. 366 636 
Grefe 368 631 
Grel s 204 414 
GUnd i sch 422 369 
Gutheil 401 348 

H anspach 310 290 

Happel 110 380 
Harm 238 232 
Harnischmacher 208 405 
Hartmann (Wohnung) 399 
Hast 435 370 
Hausmeister (Werkst) 382 
Heel 212 
Henrichs 217 231 
Hesselmann 327 347 
H 11 den 363 639 
H1 nterthUr 229 222 
HÖ5chel 53 652 
Hofferberth 20 266 
Hoffmann, I10na 157 672 

HoHmann, Martina 419 366 
Hohagen 2 217 
Holzhauer 326 331 
Horsch 352 622 
HOmmer 322 327 

I mme1 328 235 
J acobi 16 240 

Jäger 410 357 
Jan sen 421 396 
Jenl schewsk 1 (Wohng) 211 
John 240 393 
Jünger 104 300 

K antlne 500 
Kanz 405 351 
Karrer 134 443 
Kast 231 267 

Besprechungsräume Im Nebengebilude 
r. Obergeschop 163 521 

1I. Obergeschoß 260 528 
111. Obergeschop 360 625 

Telefonlfste des landeskirchenlllltes 

"10 hausinterne Verbindung: 269 (und gewilnschte Nebenstelle) 
AIItsleltung 0 = dienstlich lAlltsleitung 8 • privat 

Kauffmann 
Kell ner 
Keuche1 
Klee 
Klein 
Kl ei nevoss 
Kluth 
Körsgen 

Kofahl 
Komm 
Konrad, Frau 
Konrad, Herr 

Korenhof , Or. 
Kraft 

Kranenberg 
Krause, Erhard 
Krause, Gunde1a 
Kreutzberg 

Kümmel 
Kunstmann-Klel 

Kurschi ldgen 
l achmann-Haase 

Lang 
Lausch 
Lefri nghausen, Or. 
leitloff (Wohnung) 

Lentzsch 
Lenz 
Lerch 
Leue 
l1 ndemann 
L 1 nden 
Li nden, van der 
Li ndke-Abd E1wahab 

l1plnsk1 
Low1n 
Luhn 

Magen, Or. 

Maiß 
Ma 11 ge 

Maruhn 
Massfeller 
Maus 
Melk 
Mels 
Meyer, Or, 

Z1. 
403 
5/6 
441 

18 
316 
223 
220 

17 
18 

427 
342 
259 
309 
410 
209 

113 
51 

402 
67 
63 

217 
266 
432 

418 
227 
262 

13 

211 
424 
329 

11 
18 

367 

18 
123 

125 
18 

118 
159 
213 

18 
308 

23 

NSt. 
349 
220 
385 
244 
321 
336 
288 
527 
241 
244 

238 
334 
647 
314 
391 
204 
239 
354 
651 
350 
659 
662 
377 
505 
365 
416 
364 
419 
506 
213 
277 
372 
337 
210 
291 
629 

243 
296 
379 
251 
260 
673 
272 
243 

313 
225 

Meyn 
Mi tarbe1 tervertr. 

Moser 
MUll er, Hartmut 
MOller, Hlldegard 
MOller, Holger 
MUll er, Ines 
Müller, Waltraud 

MUnter 
Neuhaus 

Neumann 
N1 sch-Fl chtner 

Hölle 
NOthllngs 

o bendl ek 
Oberlack 
Ohde 
Otto 

P aas 
Pahl 

Pallas 
Pawlowsk1 
Petrucc1 
Pforte 
P1lschke 
Posp1 sl1 
Potthoff , Frau 
Potthoff , Herr 
Prenge1 

Preull 
Pr1boschek 
Pröh1 

R athmann 
Regel, Frau 

Regel, Herr 
Regu1, Dr. 

Reimer 
Rentzsch 
Rösgen 
Romagno 

Rook 
Rosenbaum 
Rothe 
RUby, Frau 
Ruby, Herr 
Rudat-Mawrodiew 

Zi. 
114 
129 

265 
158 
233 
233 
426 
414 
337 
150 
210 

216 
416 
155 
201 

9 
351 

10 
203 

361 
357 
135 

241 
368 

165 
212 
269 
117 

358 
170 

371 
252 
436 
320 
110 
202 
330 

18 
169 
404 
26 

125 
365 

58 

NSt. 
252 
275 
500 
507 
674 
261 
424 
389 
299 
386 
522 
318 
207 
363 
519 
361 
394 
634 

7 
294 
640 
635 
284 

1 
262 
630 
518 
273 
509 
254 
621 
664 
637 
512 
216 
203 
411 
359 
282 
291 
663 
353 
646 
233 
623 
656 

Sltzungsslile 1m Hayptgebäude (r. OG) 
Saal 1 303 

Botenräume im Hauptgebäude 
I. Obergeschoß 254 

Saal 2 304 Ir. Obergeschoß 288 

Saal 3 305 I IJ. Obergescholl 327 

IV. Obergescholl 369 

Z1. 
Ruschau 335 

Sachs 355 
Sani Utsraum 57 
Schaap, Frau 420 
Schaap, Herr 409 
Schäfer, J.-P. 66 
Schäfer, Uwe 18 
Schaper 107 

Scharfenberg 326 
Sch1 nsky 18 
Schmidt 431 
Schmi tt 353 
Sehne i der 412 
SChoener 205 
Scholz 18 
Schramm 270 
Schrei ber 321 
Schrey 314 
SchUl er 428 
Schul z 14 
Schul ze 429 
Schwab 121 
Schwarze 151 
Seehafer 413 
Seil s 411 
Shuch 301 
Stel nmeyer (Wohng.) 
Stempel 24 
Stephan 108 
S t 1 e 1 dorf 356 
Storek 305 
Strecker 440 
Strehlow-Brecht 234 
Strutz 362 
SUllhOfer 332 

T erbeck 312 
Teschner 136 
Thelde1 409 
Thlele 354 
Thrun 311 
Toe1 333 
Tr1ebensee 

Tuchel 12 
U ebbi ng 341 

U1r1ch 
V ölz 18 

Botenrllume im Nebengebäude 
Erdgescho~ 643 

I. Obergescholl 666 
Ir. Obergescholl 527 

NSt. 
383 
633 
645 
428 
360 
651 
270 
230 
412 
395 
384 
624 
413 
381 
246 
510 
404 
319 
423 
228 
373 
323 
525 
344 
358 
306 
397 
268 
200 
668 

311 
425 
264 
642 
371 
326 
283 
341 
641 
320 
311 
666 
219 
316 
500 
418 

Stand: 01.05.1996 

Zl. 
Vogel 318 
Voget 
Voi gt 208 
Vullr1ede 303 

Wachs 319 
WAller 206 

Wagner 5/6 
Wa 1 brach 408 
Wall baum 16 
Weck 64 
Wehling 324 
We1 chert 343 

WeldenbrQck 415 
We1ngart 22 

Wei nhe1mer 18 
We1p 120 
Weltlng 417 
Weflo1owsk1 331 
Wetter 230 
W1eczorek 7 
W1eja 219 
W1mmer, Dr. 325 
W1 schmann 304 
W1 skandt 313 
Wo1 ff 222 
Wollbrandt 122 

Zentrale 
Zugbach de Sugg, von 373 

NSt. 
309 
500 
280 
308 
330 
403 
216 
352 
229 
658 
406 
332 
297 
224 
242 
407 
367 
338 
374 
215 
355 
392 
234 
368 
295 
333 

9 
627 

Jurist ische Handbi b 11 othek (Hauptgeb4ude) 
I. Obergeschojl 109 248 
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Pastor im Hilfsdienst Ulrich Ha m m e r in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Saarbrücken 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Gerhard Herbrecht in 
das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die beim Kirchen­
kreis Düsseldorf-Mettmann eingerichtete Sonderdienststelle. 

Studienrätin i. K. Gabriele Hin t e r lei t n e r vom Theodor­
Fliedner- Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth zur Ober­
studienrätin L K. 

Pastor im Hilfsdienst Dieter J es c h kein das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Essen­
Heidhausen, Kirchenkreis Essen-Süd, eingerichtete Sonder­
dienststeIle. 

Pastorin im Hilfsdienst Erika J u c k e I in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Forsbach-Rösrath, Kirchenkreis Köln-Rechtsrheinisch, einge­
richtete Sonderdienststelle. 

Pastorin im Hilfsdienst Ute Kirchhöfer in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im 
Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Essen-Bergeborbeck-Vogelheim, Kirchenkreis Essen-Nord, 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Christoph K ü c k e s in 
das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kir­
chengemeinde Wißmar, Kirchenkreis Wetzlar, eingerichtete 
Sonderdienststelle. 

Kirchenverwaltungs-Inspektorin Erltraud L ü t ge b ü t e r vom 
Verwaltungsamt des Kirchenkreises An der Agger zur Kir­
chenverwaltungs-Oberinspektorin. 

Kirchenverwaltungs-Oberamtsrätin Herma M at s e r vom 
Rechnungsprüfungsamt der Kirchenkreise Duisburg-Süd, 
Kleve, Moers und Wesel zur Kirchenverwaltungsrätin. 
Gemeindeverzeichnis Seite 21/221/315/421/563. 

Pastor im Hilfsdienst Christian Me n g e in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die bei der Vereinigten Evangeli­
schen Kirchengemeinde Heckinghausen in Wuppertal-Bar­
men, Kirchenkreis Barmen, eingerichtete Sonderdienststelle. 

Pastor im Hilfsdienst Axel Me r sm a n n in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Aachen ein­
gerichtete Sonderdienststelle. 

Pastorin im Hilfsdienst Cornelia Müll e r in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im 
Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
St. Wendel, Kirchenkreis St. Wendel, eingerichtete Sonder­
dienststeIle. 

Oberstudienrätin i. K. Ursula Müll e r- G a m b e r vom Theo­
dor-Fliedner-Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth zur Stu­
diendirektorin i. K. 

Kirchengemeinde-Inspektorin Susanne Pi P per t - Lid I c k y 
vom Gemeindeverband Ev. Kirchengemeinden in Rheinhau­
sen zur Kirchengemeinde-Oberinspektorin. 

Stadtamtmann Martin Reift in das Kirchenbeamtenverhält­
nis auf Lebenszeit unter Ernennung zum KirchengemeInde­
Amtsrat beim Gemeindeverband Koblenz, Kirchenkreis 
Koblenz. 

Studienrätin i. K. Gabriele R 0 e n t gen von der Viktoriaschule 
Aachen zur Oberstudienrätin i. K. 

Oberstudienrat i. K. Hans-Rudolf S at tl er, Theodor-Flied­
ner-Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth zum Studiendi­
rektor i. K. 

Kirchenverwaltungs-Obersekretärin Astrid Sc hall e r vom 
Gesamtverband Ev. Kirchengemeinden in Alt-Remscheid, Kir­
chenkreis Lennep, zur Kirchenverwaltungs-Inspektorin. 

Der ehemalige Pastor im Hilfsdienst Olaf Sc h a per in das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die beim Kirchen­
kreisverband Düsseldorf eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchenverwaltungsinspektor Uwe Sc hell vom Verwaltungs­
amt des Kirchenkreises An der Agger zum Kirchenverwal­
tungs-Oberinspektor. 

Kirchenverwaltungs-Obersekretär Dieter Sc h m i d t vom Kir­
chenkreis Bad Godesberg zum Kirchenverwaltungs-Inspektor. 
Gemeindeverzeichnis Seite 295. 

Kirchengemeinde-Oberinspektorin Iris Sc h mit z - Gör t z 
vom Gemeindeamt Solingen-Altstadt, Kirchenkreis Solingen, 
zur Kirchengemeinde-Amtfrau. 

Pastor im Hilfsdienst Martin Sc h u man n in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum Pastor im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Hüls, Kirchenkreis Krefeld, eingerichtete Sonderdienststelle. 

Lehrerin i. A. Theresia S t 0 tt r 0 p von der Ev. Realschule 
Burscheid unter Ernennung zur Lehrerin z. A. i. K. in ein Kir­
chenbeamtenverhältnis auf Probe. 

Pastorin im Hilfsdienst Petra Was sill in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Arbeitsstelle für 
Erwachsenenbildung der Evangelischen Kirche im Rheinland 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrat Martin Web e r vom Kirchen­
kreis Oberhausen zum Kirchenverwaltungs-Oberamtsrat. 
Gemeindeverzeichnis Seite 459. 

Pastor im Hilfsdienst Matthias Weber-Ritzkowsky in das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zum 
Pastor im Sonderdienst und Einweisung in die bei der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland eingerichtete Sonderdienststel­
le (Ev. Studentinnen- und Studentengemeinde Aachen). 
Gemeindeverzeichnis Seite 26. 

Kirchenverwaltungs-Sekretär Jörg Weil i n g vom Rentamt 
des Kirchenkreises Wied zum Kirchenverwaltungs-Oberse­
kretär. 
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Regierungs-Amtmann Axel Z e rf ass in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Lebenszeit unter Ernennung zum Kirchen­
verwaltungs-Amtmann beim Gemeinde- und Verwaltungsamt 
im Kirchenkreis Trier. 

Kirchenverwaltungs-Amtmann Harald Z i n k e vom Gesamt­
verband Ev. Kirchengemeinde in Mülheim an der Ruhr, Kir­
chenkreis An der Ruhr, zum Kirchenverwaltungs-Amtsrat. 

Pfarrstellenwechsel: 

Pfarrer Joachim 0 c hel, bisher Vereinigt-ev. Gemeinde 
Unterbarmen-West, Kirchenkreis Barmen, wechselt mit Wir­
kung vom 1. Mai 1996 in eine Beamtenstelle in der Evangeli­
sche Kirche der Union. Gemeindeverzeichnis Seite 125. 

Freigestellt für den Auslandsdienst 

Pfarrer Hansjochen S t ein b re c her, Kirchengemeinde St. 
Augustin-Menden, Kirchenkreis An Sieg und Rhein, wird zum 
1. August 1996 gern. § 21 Abs. 2 PfDG in den Wartestand 
versetzt und für die Zeit vom 1. August 1996 bis 31 . Juli 2002 
für den Dienst in der Pfarrstelle der Deutschen Evangelischen 
Gemeinde in Kairo/Ägypten freigestellt. 

Versetzung in den Wartestand: 

Pfarrer Arno Alt m a y er, Kirchenkreis Saarbrücken (4. Pfarr­
stelle), mit Wirkung vom 15. April 1996 auf eigenen Antrag. 
Gemeindeverzeichnis Seite 490. 

Pfarrer Dr. Birger 0 rt w ein, Anstaltskirchengemeinde Dia­
koniewerk Kaiserswerth, (1. Pfarrstelle) mit Wirkung vom 
1. Juli 1996. Gemeindeverzeichnis Seite 194. 

Entlassen: 

Pastor Helmut Ban i k nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 1. 
April 1996. 

Pastor Christian Bau er nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 1. 
April 1996. 

Pastor im Sonderdienst Helmut Ben e den s mit Ablauf des 
31. März 1996 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Kirchenverwaltungs-Amtfrau Eva Be r ger vom Verwaltungs­
amt des Kirchenkreises Jülich auf eigenen Antrag mit Ablauf 
des 30. April 1996. 

Pastorin Michaela B re i h a n nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastor Wolfgang D Ö r i n g nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastorin Christiane F i e b i 9 nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastorin im Sonderdienst Annette G ü I d n er mit Ablauf des 
30. September 1995 wegen Berufung zur Pfarrerin. 

Pastor Ulrich Harn me r nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1. April 1996. 

Pastorin Sabine Ha p p e nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pfarrerin Hildegard Heimbrock-Stratmann auf eigenen 
Antrag mit Wirkung vom 1. Mai 1996 wegen Übernahme in 
den Dienst der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau. 
Gemeindeverzeichnis Seite 161. 

Pastorin Elvira H ü c k lek e m k e s nach § 2 Absatz 1 des 
Ausführungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 
1985 zum 1. April 1996. 

Pastorin im Sonderdienst Elke L e h man n mit Ablauf des 
31. März 1996 durch Zeitablauf. 

Pastor Stefan J ans e n nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1 . April 1996. 

Pastorin Regina Me i n hof nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastorin Cornelia Müll er nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11 . Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastor Dirk N 0 I t e nach § 2 Absatz 1 des Ausführungsgeset­
zes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 1. April 
1996. 

Pastor Frank 0 s c h man n nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastorin Sabine Pa b s t nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1. April 1996. 

Pastor Joachim Pan ne s nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11 . Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastor Dietmar Pis tor jus nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastor Andreas Pru m bau m- B idowsky nach § 2 Absatz 
1 des Ausführungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 
11. Januar 1985 zum 1. April 1996. 

Pastorin Astrid R Ö n c h e n auf eigenen Antrag mit Ablauf des 
30. April 1996. 

Pastor Kai Sc h ä f er nach § 2 Absatz 1 des Ausführungsge­
setzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1. April 1996. 
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Pastor Olaf Sc h a per nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1 . April 1996. 

Pastorin Angelika Sc h o! t e - Reh nach § 2 Absatz 1 des 
Ausführungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 
1985 zum 1. April 1996. 

Pastorin Dagmar Sc h u I t e nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastor im Sonderdienst Rüdiger Sc h u I z e mit Ablauf des 
31. März 1996 wegen Berufung zum Pfarrer. 

Pastorin Sabine S t ein wen der nach § 2 Absatz 1 des Aus­
führungsgesetzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 
zum 1. April 1996. 

Pastorin Henrike Tetz nach § 2 Absatz 1 des Ausführungs­
gesetzes zum Hiltsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1. April 1996. 

Pastor Rüdiger W i n k nach § 2 Absatz 1 des Ausführungsge­
setzes zum Hilfsdienstgesetz vom 11. Januar 1985 zum 
1. April 1996. 

Ruhestand: 

Pfarrer Adolt Ag e I, Kirchengemeinde Sterkrade, (1. Pfarr­
stelle) mit Wirkung vom 1. Juni 1996. Gemeindeverzeichnis 
Seite 467. 

Pfarrer Christoph K 0 n rad, Kirchengemeinde Wald, (7. 
Pfarrstelle) mit Wirkung vom 1. Juni 1996. Gemeindeverzeich­
nis Seite 542. 

Pfarrer Albrecht Lu t her, Kirchengemeinde Prüm, mit Wir­
kung vom 1. Juni 1996. Gemeindeverzeichnis Seite 549. 

Pfarrer Lothar Me er k Ö tt er, Kirchengemeinde Leichlingen, 
(3. Pfarrstelle) mit Wirkung vom 1. Juni 1996. Gemeindever­
zeichnis Seite 416. 

Pfarrerin Karin Me h I i s c h, Kirchengemeinde Traben, Kir­
chenkreis Simmern-Trarbach mit Wirkung vom 1. Juni 1996. 
Gemeindeverzeichnis Seite 531 . 

Pfarrer Degenhard Neu man n, Kirchengemeinde Leverku­
sen-Rheindorf, zum 1. Dezember 1995. Gemeindeverzeichnis 
Seite 417. 

Pfarrer Johannes Pol k e, Kirchengemeinde Hüffelsheim­
Traisen, Kirchenkreis An Nahe und Glan, mit Wirkung vom 
1 . Juni 1996. Gemeindeverzeichnis Seite 441 . 

Pfarrer Hellmuth Sc h are in a, Kirchengemeinde Kleinich, 
Hirschfeld-Horbruch und Krummenau, mit Wirkung vom 
1. Juni 1996. Gemeindeverzeichnis Seite 548. 

t 
Von allen Seiten umgibst du mich und hälst deine 
Hand über mir. 

Psalm 139,5 

Aus diesem Leben wurden abberufen: 

Pfarrer i. R. Günter B 0 c h am 15. April 1996, in 
Wuppertal-Barmen, zuletzt Pfarrer in Alt-Wupperfeld, 
geboren am 6. Mai 1925 in Burgsolms/Lahn, ordiniert 
am 17. Mai 1953 in Idar-Oberstein. 

Pfarrer i. R. Karl Hai a ski am 25. Januar 1996 in 
Frankfurt/Main, zuletzt Generalsekretär des Refor­
mierten Bundes, geboren am 9. November 1908 in 
Graudenz, ordiniert am 18. Dezember 1935 in Wun­
derthausen. 

Pfarrer i. R. Arthur Heu s e r am 24. März 1996 in 
Essen, zuletzt Pfarrer in Essen, geboren am 31. 
Januar 1908 in Bacharach, ordiniert am 23. März 
1934 in Monschau. 

Pfarrerin Sabine Pud e r am 11. März 1996 in 
Schermbeck, zuletzt Pfarrerin in Schermbeck, gebo­
ren am 28. Juni 1958 in Düsseldorf, ordiniert am 
17. Juni 1988 in Ringenberg. 

Pfarrer i. R. Wolfgang R i e d I am 28. August 1995 in 
Mülheim an der Ruhr, zuletzt Pfarrer beim Stadt kir­
chenverband Essen, geboren am 16. November 1936 
in Halle, ordiniert am 23. Mai 1976 in Mülheim-Saarn. 

Pfarrer i. R. Fritz W ü p per am 27. März 1996 in 
Marburg, zuletzt Pfarrer in Wuppertal-Cronenberg, 
geboren am 17. März 1906 in Hann.-Münden ordi­
niert am 14. Oktober 1933 in Kassel. 

Pfarrstellenaufhebungen: 

In der Kirchengemeinde Es sen - Alts t a d t - 0 s t, Kirchen­
kreis Essen-Mitte, ist mit Wirkung vom 1. Mai 1996 die 4. 
Pfarrstelle aufgehoben worden. Gemeindeverzeichnis Seite 
255. 

In der Kirchengemeinde Rh e y d t, Kirchenkreis Gladbach, ist 
mit Wirkung vom 1. April 1996 die 3. Pfarrstelle aufgehoben 
worden. Gemeindeverzeichnis Seite 290. 

In der Stadtkirchengemeinde Rem s ehe i d, Kirchenkreis 
Lennep, ist mit Wirkung vom 1. Januar 1996 die 1. Pfarrstelle 
aufgehoben worden. Gemeindeverzeichnis Seite 406. 

Pfarrstellenausschreibungen: 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ba e s w e i ! e r im Kir­
chenkreis Aachen, ist durch das Leitungsorgan wieder zu 
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besetzen. In der Gemeinde gilt der Unionskatechismus. Wei­
tere Angaben können dem Gemeindeverzeichnis S. 89 ent­
nommen werden. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Pres­
byterium der Evangelischen Kirchengemeinde Baesweiler zu 
richten, über den Superintendenten des Kirchenkreises 
Aachen, Michaelstraße 6-10,52062 Aachen. Das Presbyteri­
um bittet die Bewerberinnen und Bewerber besondere 
Schwerpunkte, Interessen, mögliche Erfahrungen und per­
sönliche Neigungen zu nennen. Voraussichtliche Besetzung 
zum 1. März 1997. 

Das Presbyterium der Kirchengemeinde Ho eng e n -
B r 0 ich w eid e n (Kirchenkreis Aachen) sucht baldmöglichst 
eine Pfarrerin oder einen Pfarrer für den durch Stellenwechsel 
freigewordenen Pfarrbezirk Hoengen (Stadt Alsdorf). Aus 
finanziellen Gründen kann diese Pfarrstelle nur noch in einem 
eingeschränkten Dienstverhältnis besetzt werden, in einem 
Umfang zu 75%. Wir wünschen uns eine kooperative und 
kommunikationsfähige Persönlichkeit, die Freude hat, Beste­
hendes und Bewährtes (z. B. Gottesdienste und Seelsorge im 
Bezirk Hoengen) fortzuführen, die aber auch Lust hat, in einer 
veränderten Stellensituation und Gesellschaft Neues auszu­
probieren. Wir denken daran, neue generations- und 
bezirksübergreifende Gemeindeformen zu entwickeln. Auch 
soziale und diakonische Problemstellungen in unserer Kir­
chengemeinde und Region sollen berücksichtigt werden. Ein 
aufgeschlossenes Presbyterium, ein kooperativer Kollege und 
engagierte Mitarbeitende stehen zur Verfügung. Nähere Aus­
künfte erhalten Sie durch das Gemeindeverzeichnis Seite 90 
und durch den Vorsitzenden des Presbyteriums, Pfarrer Wil­
fried Glabach (rel. 02405/71888). Bewerbungen sind an das 
Presbyterium zu richten, durch den Superintendenten des Kir­
chenkreises Aachen, Michaelstraße 6-10,52062 Aachen. 

Die 2. Pfarrstelle der Friedenskirchengemeinde 
Bon n, Kirchenkreis Bonn, mit einem Dienstumfang von 
75%, ist zum 1. September 1996 durch das Leitungsorgan 
wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Lutherische 
Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis Seite 145. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vorge­
nannte Anstellungskörperschaft über den Superintendenten 
des Kirchenkreises Bonn, Adenauerallee 37, 53113 Bonn, zu 
richten. 

Die Einzelpfarrstelle der Eva n gel i sc h - refo rm i e rte n 
Gemeinde Ronsdorf ist zum 1. Dezember 1996 durch das 
Presbyterium wieder zu besetzen. Die Gemeinde versucht, 
durch Gottesdienstgestaltung, Gemeindearbeit, Unterwei­
sung, Diakonie und öffentliche Verantwortung reformiertes 
Bekenntnis zu leben. Das Presbyterium sucht eine 
Pfarrerinleinen Pfarrer, dielder schon über Berufserfahrungen 
verfügt. Bevorzugt wird ein Theologen-Ehepaar, das sich die 
Pfarrstelle teilt. Die Gemeinde bietet eine vielseitige Arbeit in 
zahlreichen Gemeindekreisen. Die ehrenamtlichen Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter erhoffen Begleitung und Unterstützung. 
Für die Gemeindearbeit stehen eine Kirche, ein Gemeinde­
zentrum, ein Gemeindeamt und ein Pfarrhaus zur Verfügung. 
Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis Seite 236. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind innerhalb von 
drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an die vor­
genannte Anstellungskörperschaft über den Superintenden­
ten des Kirchenkreises Elberfeld, Postfach 131523, 42042 
Wuppertal zu richten. 
Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Kor s ehe n b r 0 ich, 
Kirchenkreis Gladbach, ist sofort auf Vorschlag der Kirchenlei-

tung wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Heidelber­
ger Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe 
Gemeindeverzeichnis Seite 283. Bewerbungen sind innerhalb 
von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das 
Landeskirchenamt, Postfach 320340, 40418 Düsseldorf, zu 
richten. 

Die 10. Pfarrstelle - Erteilung Evangelischer Religionslehre am 
Gymnasium - der Kirchengemeinde Rheydt ist mit Beginn 
des Schuljahres 1996/97 wieder zu besetzen. Das Presbyteri­
um sucht einen Pfarrer I eine Pfarrerin mit Erfahrungen in der 
Schule oder besonderen Qualifikationen im schulischen 
Bereich. Das Presbyterium hofft auf guten Kontakt zur übri­
gen Gemeindearbeit; Mitarbeit im Predigtdienst (einmal im 
Monat) gehört zum Aufgabenbereich. In der Gemeinde ist der 
Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis Seite 291. Bewerbungen richten 
Sie bitte innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses 
Amtsblattes an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde 
Rheydt, über den Herrn Superintendenten des Kirchenkreises 
Gladbach, Hauptstraße 200, 41236 Mönchengladbach. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Li nt f 0 r t , Kirchen­
kreis Moers, ist sofort durch das Leitungsorgan wieder zu 
besetzen. In der Gemeinde ist der Lutherische Katechismus in 
Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis Seite 
428. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes an die vorgenannte Anstel­
lungskörperschaft über den Superintendenten des Kirchen­
kreises Moers, Postfach 1429,47404 Moers zu richten. 

Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bur b ach, Kirchen­
kreis Saarbrücken, ist sofort auf Vorschlag der Kirchenleitung 
wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Lutherische Ka­
techismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis Seite 492. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen, dieses Amtsblattes an das Landes­
kirchenamt, Postfach 320340, 40418 Düsseldorf, zu richten. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde W ü r r ich und 0 b e r­
k 0 s t e n z ist sofort durch das Leitungsorgan wieder zu 
besetzen. Die Gemeinde hat eine ausschließlich ländliche 
Struktur. Sie umfaßt 4 PredigtsteIlen mit 13 Ortschaften. In 
den Gemeinden ist der Kleine Katechismus Martin Luthers in 
Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis Sei­
ten 528 und 533. Nähere Auskunft erteilt Pfarrer Manfred Kar­
liczek, Telefon 06543/2394. Mit der Pfarrstelle verbunden ist 
die Wahrnehmung der Polizeiseelsorge an der Landespoiizei­
schule Rheinland-Pfalz, Hahn. Informationen dazu erteilt der 
Landespfarrer für Polizeiseelsorge, Joachim Müller-Lange, 
Telefon 02208/8229. Bewerbungen sind innerhalb von drei 
Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes zu fichten an 
die vorgenannte Anstellungskörperschaft über den Super­
intendenten des Kirchenkreises Simmern-Trarbach, Kreiskir­
chenamt, Postfach 1107, 55481 Kirchberg. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde G räf rat h, Kirchenkreis 
Solingen, ist sofort auf Vorschlag der Kirchenleitung wieder zu 
besetzen. Gräfrath ist eine kleine Gemeinde am nördlichen 
Stadtrand von Solingen. Die Gottesdienste finden in der Kir­
che am Markt statt. Für die Gemeindearbeit steht darüber 
hinaus ein modernes Gemeindezentrum zur Verfügung. Gleich 
neben dem Gemeindezentrum liegen der viergruppige Kinder­
garten, das Gemeindeamt und das Pfarrhaus. In einem in der 
Gemeinde gelegenen Altenheim sind regelmäßig Gottesdien­
ste zu halten. Wir suchen einen Pfarrer I eine Pfarrerin I ein 
Pfarrerehepaar, der I die I das die vorhandene Senioren- und 
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Erwachsenenarbeit fortführt und darüber hinaus mit uns nach 
neuen Wegen im Gemeindeaufbau sucht, um Menschen zum 
Glauben einzuladen und zur Teilnahme am Gemeindeleben zu 
aktivieren. Hier wünschen wir uns insbesondere Akzente im 
Blick auf die Jugendarbeit und die Arbeit mit jungen Familien. 
Bei Bewerbungen setzen wir Berufserfahrung voraus. Weitere 
Angaben siehe Gemeindeverzeichnis Seite 538. Auskünfte 
erteilt der Vorsitzende des Bevollmächtigtenausschusses, 
Pfarrer Klaus Riesenbeck, Telefon 0212/1 5870. Bewerbun­
gen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses 
Amtsblattes an das Landeskirchenamt, Postfach 320340, 
40418 Düsseldorf, zu richten. 

Stellenausschreibungen 
(Ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Beim Verwaltungs- und Rentamt Idar-Oberstein 
ist voraussichtlich zum 1. September 1996 die Stelle des Kas­
senleiters zu besetzen, da der bisherige Stelleninhaber in 
Rente geht. Mit dieser Stelle ist auch die Stellenvertretung 
des Amtsleiters verbunden. Die Stelle ist nach A12 BBO 
bewertet. Gesucht wird eine engagierte, umsichtige Mitarbei­
terin / ein engagierter, umsichtiger Mitarbeiter mit abge­
schlossener Prüfung für den gehobenen kirchlichen Verwal­
tungsdienst. EDV-Kenntnisse, insbesondere in den Program­
men der Kienzle-Anwendergruppe sind erwünscht. Dem Ev. 
Verwaltungs- und Rentamt sind alle 26 Kirchengemeinden 
des Kirchenkreises Birkenfeld und 8 Kirchengemeinden des 
Kirchenkreises Trier angeschlossen. Bewerbungen mit den 
üblichen Unterlagen erbitten wir innerhalb von 3 Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Ev. Verwaltungs­
und Rentamt, Hauptstr. 196, 55743 Idar-Oberstein. Auskünfte 
erteilt der Leiter des Ev. Verwaltungs- und Rentamtes, Burk­
hard Hilt, Telefon 06781/407-30. 

Die Ev. Gemeinde zu Düren sucht innovativ und 
undogmatisch denkende und handelnde Verwaltungsfach­
kräfte des gehobenen Dienstes (bzw. mit diesem Qualifikati­
onsziel) für zwei zu besetzende Stellen im Angestellten- oder 
auch Beamtenverhältnis. Auf einem der Sachgebiete HKR, 
Personalwesen, Bau- und Grundstücksangelegenheiten wer­
den gründliche und umfassende, auf mindestens einem der 
anderen gute Fachkenntnisse erwartet. DV-Wissen ist wün­
schenswert. Soweit die Voraussetzungen vorliegen, ist die 
Übertragung der stellv. Verwaltungsleitung beabsichtigt. (Ver­
gütung/Besoldung bis Verg.-Gr. 111 BAT-KF/BesGr. A 12 BBO). 
Auskünfte erteilt Verwaltungsleiter Ulf Opländer (02421-
188110). Ihre Bewerbung - auch als 50%-Teilzeitinteressier­
te(r) - richten Sie bitte an die Ev. Gemeinde zu Düren, Post­
fach 100535, 52305 Düren. 
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